 Willkommen zur Lage der Nationen-Ausgaben Nummer 121 vom 10. Dezember 2018.
 Und wir begrüßen euch, wie in jeder Woche zu unserem Rückblick auf die politische Lage in Deutschland und der Welt.
 Und wir, das sind Ulf Bohmeier, das bin ich und mit mir zusammen sitzt vor dem Mikrofon.
 Philipp Hansel, ich bin Journalist ganz herzlich willkommen.
 Und das Thema dieser Woche ist natürlich der CDU-Parteitag, der in Hamburg stattgefunden hat.
 Darüber reden wir gleich ausführlich nach einer kurzen Unterbrechung.
 Werbung.
 Ford ist eine der führenden Nutzfahrzeugproduzenten in Europa und hat nun zwei seiner bekanntesten Modelle ein Update verpasst.
 Der neue Ford Transit Connect und der neue Ford Transit Korea sind wirtschaftlich, leistungsstark und zuverlässig und sie fahren sich fast wie ein Pekarie.
 Standard bei allen Ford Connect Modellen ist das überarbeitete 6-Gang-Schaltgetriebe mit Start-Stop-System.
 Und es gibt auch ein umfangreiches Angebot an serienmäßigen und optionalen Assistenzsystem gegen Aufpreis, die einem das Leben echt leichter machen.
 Beispielsweise erkennt der intelligente Geschwindigkeitsbegrenzer, Verkehrsschilder und passt das Tempo an.
 Und der Einparkassistent manuriert das Auto in Parklücken und zwar längst zur Straße und Queer.
 Weide Modelle entsprechen außerdem der modernsten Abgasnorm Euro 6D Temp.
 In den Laderraum könnt ihr rund 3,5 Kubikmeter Kram laden, das ist ungefähr ein 5-Due eines Grau-Wahls und der darf dann gut 800 KW.
 Mehr Informationen, Ausstattungsoptionen und Modellvarianten findet ihr unter Ford.de Schrägstrich-Nutzfahrzeuge.
 Werbung?
 Das Thema der Woche ist CDU-Parteitag, kann wir schon gesagt, wir machen am Anfang natürlich wie gewohnt die wichtigsten Fakten.
 Es war ein extrem knappes Ergebnis im Kern, im Blickpunkt stand natürlich die Neuwahl der Vorsitzenden.
 Wissen wir heute, es hätte auch ein Vorsitzender werden können.
 Ist es nicht geworden?
 Nötig für die Mehrheit, während oder waren 500 Stimmen, die seit diligierten beim Parteitag im ersten Wahlgang.
 Da gab es keine ausreichende Mehrheit, da gab es nur AKK-Anegrät Kram-Karrenbauer und Friedrich Meerts waren weiter, weil sie die meisten Stimmen bekommen hatten, aber eben nicht über 500.
 Und Jens Spahn, der Gesundheitsminister, der wurde 8-Sama beachtet, der dritte ist dann aber ausgeschieden.
 Im zweiten Wahlgang hat dann Frau Kram-Karrenbauer 52 Prozent der Stimmen bekommen, insgesamt waren es 517, der 99 abgegebenen gültigen Stimmen.
 999.
 Von 99 abgegebenen gültigen Stimmen, Meerts hat 482 bekommen.
 Also 18 Stimmen mehr oder über den Doors 17 Stimmen, über den Doors, das war dann doch denkbar knapp.
 Das war denkbar knapp.
 Erlich gesagt, war das aber ja auch erwartet worden, dass es einfach ein spannender Wahlparteitag werden würde an dieser Stelle.
 Das hatten wir in der vergangenen Woche ja auch schon so ein bisschen vorbereichtet.
 Und das Ergebnis zeigt aber natürlich sehr deutlich, dass die CDU zurzeit eine ziemlich genau in der Mitte gespaltene Partei ist.
 Wir kommen gleich noch zu den weiteren Folgen, die das jetzt haben wird und zu den verschiedenen politischen Implikationen.
 So nächstes Mal, aber wollen wir uns auch an dieser Stelle quasi von Angela Merkel verabschieden, so wie das der CDU-Parteitag getan hat.
 Eine jedenfalls als Vorsitzende der christlichen demokratischen Union Deutschlands. Sie bekommen Standing Oversions vom Parteitag etwa 10 Minuten lang, wurde sie gefeiert, wurde ihr gedankt für ihre Arbeit an der Spitze der Partei 18 Jahre.
 Hat sie die CDU geführt, musste dann schließlich und endlich auch ein Tränchen verdrücken, wobei die Presse berichte schon auch darauf hinterhorteten.
 Und da sieht es, war ein respektvollen Abschied bekommen, hat es aber letztlich kein furchtmal emotional.
 Wie gesagt, also sieht du für drückte ein Tränchen und es hat lange gedauert, aber irgendwie war es so, wie Angela Merkel eben immer war, sie hat überzeugt, sie hat irgendwie auch sich Respekt verschafft.
 Aber so furchtbar heiß und ihn nicht geliebt, wurde sie glaube ich in der CDU doch nur selten.
 Aber ich denke trotzdem, ein Respekt von der Abschied für sie, sie hat sehr glücklich soweit man das beurteilen kann und Philipp, diesen Respekt hat sie sich auch verdient.
 Absolut, also ich habe mir das ja im Leistrim auf dem Sofa angesehen und muss wirklich sagen, also wer da schon, wir haben wir ja glaube ich in der Lage auch gesagt, so nach dem Motto, den Zeitpunkt für den Guten und selbst kreierten und Abschied in Eingrischiden hat sie verpasst, ich würde sagen, den hat sie nicht verpasst.
 Sondern sie hat einen blitzrauberen Abgang gemacht, sie bringt ihre Nachfolgerin wie geplant durch dafür Respekt, die Union macht im Prinzip was Merkel will und fühlt sich dabei auch noch irgendwie will und rebellisch, das muss man auch erst mal hinkriegen.
 Also das war ja auch an der Stelle.
 Respekt auch an der Stelle, ja, also die Angeree Kankarbauer wird gewählt, Merkel wird mit Standing-Ovationsverabschiedel und trotzdem gibt es so eine Aufbruchstimmung und alle haben so das Gefühl, sie sind da wahnsinnig am Rumrutteln.
 Die CDU hat eine echte Debatte hingelegt und eine echte Kandidatenwahl gemacht, wo sich aussagen, Respekt, ja und das war auch eine respektvolle Debatte, ja, also wohl bei diesen Regionalkonferenzen als auch da auf den Parteitag.
 Da gab es Unterschiede, das war deutlich zu sehen, aber doch wie gesagt, Respekt voll im Ton und die Partei tritt der Vorsitzenden, der Scheidenden nicht nach.
 Da würde ich sagen, da wusste die SPD gar nicht, dass so was geht.
 Und der SPD ist ja er dafür bekannt, dass sie Vorsitzende ziemlich brutal absolviert, sei es irgendwie mit Spontan-Kampfkandidaturen, wie er das plötzlichende Ende von Rudolf Scharping, ich glaube es war 1995 oder 1996, als er da plötzlich abgewählt wurde und gar nicht wusste wie ihm geschah.
 Aber es gibt da ja auch viele andere Geschichten, wo die SPD ihre Vorsitzenden gerade zu gekillt hat.
 Das macht die CDU schon deutlich stilvoller. - Ah, das muss man ganz deutlich. - Absolut, also das war finde ich auch echt zu spüren. So ihre Zeit ist um. Da waren auch alle froh, aber keiner hat nachgetreten, das war ein ganz respektvoller und für Merkel glaube ich wirklich guter Abschied.
 Wir stellen fest, wie die CDU ist noch nicht reif für einen Mann an der Spitze, ja, es kommt also, also wieder eine Frau und Deutschland wird jetzt die Faktor von drei Frauen regiert.
 Also, Frau Niles, Merkel und Annegret Kram-Karambauer sind an ganz zentralen Stellen dieses Staates um dieser Regierung, dieser Exekutive zumindest installiert, also bei CDU.
 Ja, andere Beine, nil, will ich mich nicht so sicher, ob sie wirklich mitregiert. - Ja, ja. - Und jedenfalls ist sie identale der Exekutive, wenn ich das nicht so kenne. - Niles stimmt, die ist auch nicht identale.
 Nein, stimmt, und Annegret Kram-Karambauer ist natürlich auch nicht Teil der Exekutive. Aber es sind schon Frauen an maßgeblichen Positionen in der deutschen Politik positioniert, das finde ich interessant.
 Da bladn, da hast du sich wirklich noch so. - Und zwar ganz ohne Quote, das muss man sagen. - Ja, genau.
 Das finde ich wirklich einen ganz interessanten Aspekt. Ich will damit jetzt überhaupt nicht die Diskussion über die Sinnhaftigkeit von Quoten kann, an zum Beispiel in Aufsichtsräten oder auch an Universitäten aufmachen.
 Aber auf jeden Fall ist es doch ganz interessant, dass es unter bestimmten Voraussetzungen gelingen kann, auch in zum Beispiel in der Männerdomäne CDU sich als Frau durchzusetzen.
 Und klar, ich meine, am Anfang hatte Angela Merkel natürlich die Protektion von Helmut Kohl, nicht umsonst wurde sie am Anfang etwas des spektilicher als Kohlsmädchen bezeichnet.
 Aber sie hat sich letztlicher Gegenkohl und Gegenschorke durchgesetzt am Anfang und hat diese Macht, die sie dann um das Jahr 2000 herum eroben hat.
 Wie gesagt, 18 Jahre in Händen gehalten hat dabei alle möglichen männlichen Mitbewerber auf der Strecke gelassen. Also das finde ich schon ganz bemerkenswertig.
 In einer Partei, in der nach wie vor doch ein deutliches männliches Übergewicht in allen Gremien und insbesondere auch auf Ebene der Degäten herrscht.
 Wenn ich eine interessante Frage würde mich auch interessieren, ob es dazu schon Untersuchungen gibt, wie das eigentlich konkret zustande kommen kann.
 Auf jeden Fall genau. - Genau, und angerichtet keinen Voraussetz, man muss auch sagen, wir haben die auch so ein bisschen respektlos als Merkel 2 bezeichnet.
 Ich glaube, was die beiden auch vereinigt ist, sie werden unterschätzt.
 Ja, ich glaube, ich kann ja ehrlich kommen wir da noch zu. - Genau, ich komme dazu noch nach. Aber andere kann kaum auch.
 Ja, so alle dachten so, na ja, was kommt die denn aus dem Saarland danach Berlin und ist sie vorsitzende und mit guten Chancen auf dem Bundeskanzler schafft.
 Also, die darf man auch nicht unterschätzen. Jetzt ist natürlich die Frage, was macht in Schäuble, März und Bildzeitung?
 Ja, das ist wirklich eine sehr interessante Frage. Wir hatten ja schon deutlich gemacht, dass Friedrich März ganz offensichtlich breite Teile, jedenfalls der deutschen Printpresse, insbesondere die Springerpresse.
 Auf seiner Seite hatte die Massive ihn getrommelt, das ging ja schon los und ohne Mitte ankündigungs seiner Kandidatur, das er dann gerade zu getragen wurde von einer Welle-Positive Berichterstattung,
 wie er insbesondere eher konservative oder Wirtschaftsnahblätter. Da kann man natürlich jetzt 2 oder 3 lesen, also zum einen don't mess with Merkel.
 Mit Angela Merkel darf man sich eben nicht anlegen, selbst die Bildzeitung muss dann mitunter damit rechnen, dass sie eine Nierlage einsteckt.
 Jürgen, die AKK durchgesetzt hat? Jürgen Trittin hat das Gibt es da? Don't mess with Merkel?
 Ja, als du es musst dich gar nicht, ich kann nicht sagen. Okay, okay, okay, finde ich eine ganz coole Formulierung.
 Das ist vor allem auch deswegen so interessant, weil die Bild in ihrer Kampagne für Friedrich März auch vor ziemlichem Vouls offensichtlich nicht zurückschreckte oder noch präziser die Bild am Sonntag.
 Wir hatten in der vergangenen Folge nämlich eine Umfrage der Bild am Sonntag zitiert unter die Legierten auf dem CDU-Parteitag.
 Und da kam dann dabei raus, das hatten wir auch ausführlich dargestellt, dass es wohl eine Mehrheit unter den Legierten für Friedrich März gäbe.
 Nun stellt sich aber raus, diese Umfrage der Bams war ganz offensichtlich jedenfalls zum Teil gefakt, jedenfalls haben viele Unionsleute,
 deren Votum in diesem Artikel genannt wurde hinterher auf Twitter behauptet, dass sie entweder nie mit der Bild am Sonntag gesprochen haben
 oder dass die Bild am Sonntag ihre Wahl absichten völlig falsch wiedergegeben hat.
 Da muss man sagen, natürlich unfassbar dreist von der Bild am Sonntag, letztlich solche Angaben zu fähig.
 Der relativ wunderschweizte Friedrich finden.
 Ja, aber meine Güte, wie kann das sein? Das ist jetzt nicht irgendwie ein Fehler, also das ist ja, man weiß nicht, was hier ist.
 Also ich wollte nur sagen, es wirkt wie eine Manipulation, was man durch passieren kann, ist, wenn du irgendwie versucht, mit Tausend oder Tausendeiligierten zu sprechen.
 Dass du bei 2-3 Leuten irgendwie die Wahlentscheidung verwechselst, dacken, was ja irgendwie nicht sein kann, ist, dass man Leuten eine Entscheidung in den Mund legt, mit dem man nie gesprochen hat.
 Das kann wirklich nicht wahr sein.
 Ich finde, ich finde, unfassbar dreist und bin im Nachhinein auch so ein bisschen enttäuscht von uns selber, denn wir hatten das mutzugelbarmaßen geglaubt, natürlich, was die Bams geschlichen.
 Und nicht für möglich halten, was sie?
 Und nicht für möglich gehangen, dass sie das faken.
 Also, dass er auch so leicht aufliegt.
 Ja, das war offensichtlich, dass es aufliegen würde und zwar noch vor dem Parteitag. Also, finde ich wirklich schockierend, dass die Bams das gebracht hat, dass man so dreist sein kann.
 Das ist klassischer Fall von Fake News, muss man so deutlich sagen, in einem doch immerhin verbreiteten Medium in Deutschland.
 Und ich bin auch so ein bisschen erschrocken, dass wir dem auf den Lheim gegangen sind, auf der anderen Seite weiß ich nicht, klar, man hätte jetzt einzelne Leute antwittern können und fragen können, ob das denn stimmt.
 Aber damit rauf und dann bin ich auch zu viel Zeit.
 Ich habe mich jetzt ehrlich gesagt, das taue ich den einfach, also weiß ich auch nicht.
 Also, das ist so eine Schmeldung in der Bild. Ja, okay, aber doch nicht so dreist und was so aufklagen sich.
 Was ist so aufklagen, ist es nicht?
 Und wenn dich aufliegen wird. Also, wenn du das falsch machst, bei einem, okay, per 10, das fliegt auf.
 Also, nein, das muss fliegen.
 Deswegen haben wir das mal hier korrigiert. Aber nichts, das ist ausdrücklich.
 Friedlich März hat verloren, knapp.
 Er wurde als guter Verlierer gefeiert, weil er ans Podium gegangen ist und hat riesen Ablaus bekommen, hat seine Nührerler geacceptiert und alle aufgefordert, die ihn gewählt hat.
 Nun, an der Grat kramp-Karrenbauer zu unterstützen.
 Du hast ein bisschen Zweifel, ob er ein guter Verlierer ist?
 Ja, ich weiß es nicht. Also natürlich hatte er jetzt erst mal nach außen diesen Eindruck erweckt.
 Das gehört ja auch irgendwie zum guten Ton.
 Ich mal, man kann jetzt ja auch nicht nach so einer verlorenen Abstimmung sich hinstellen und Mimi sagen.
 Dass das geht einfach nicht. Dann wird man gar nicht mehr ernst genommen.
 Ich bin mir aber nicht sicher, ob Friedlich März diese Niederlage tatsächlich hingegen genommen hat.
 Ich mache das daran fest, dass er sich ja bislang eben nicht so richtig erklärt hat, ob er sich dann jetzt in der Partei weiter engagieren will.
 Er hat sich insbesondere ja nicht in einen Vorstand oder Präsidium samt wählen.
 Denn dann wäre er quasi eine Partei Disziplin auch eingebunden gewesen.
 Dann wäre von ihm verlangt worden, dass er in Zukunft AKK unterstützt.
 Er hält sich quasi jetzt die Option, offen in Zukunft er so eine Art Hecken-Schützenrolle einzunehmen, so wie er ja all den vergangenen Jahren immer mal wieder gegen Angela Merkel.
 Ich bin mir noch nicht ganz sicher, aber jetzt wirklich so ein guter Vernierer ist.
 Ich finde es jedenfalls interessant, dass er nicht deutlich gemacht hat, auch durch zum Beispiel Kandidaturen.
 Das er jetzt weiterminten AKK an.
 Ich habe irgendwie im Orin, dass er sich wieder so farb schild.
 Das er abtaut.
 Ja, das er abtaut.
 Das er so ein bisschen wegfaded und das er gerne alles gehabt hätte und viele Machen gehabt hätte und viele Machen können.
 Aber jetzt, auch irgendwie Generalsekretär oder im Vorstand da, irgendwie von der CDU.
 Da kann er ja besser irgendwie anwaltbleiben und seine Vorstandsämter wahrnehmen und wie geht man ihn so?
 Es ist irgendwie ein weist nur, wie man das gehobener Mittelstand.
 Oh, mit dem Schicht.
 Dann hat sich ja auch unser Hostehufer zur Wort gemeldet, mit dem Zitat, was ihm hier am Wütendsten gemacht hat.
 Sie ist die beste. Gemeintet der Eher Merkel. Aus Seehufahr. Sie ist die beste. War auf Merkel bezogen.
 Und da habe ich nur gedacht, willst du uns farschen.
 Also das, also über Monate, ich will nicht sagen, Jahre ein Streit nach dem anderen vom Zaun bringen.
 Ja, und im Merkel hinstellen, als sei sie der Untergang zumindest Bayerns, wenn ich der Republik,
 ja, und wirklich im Rücktritt und Regierungskrise und wir beschäftigen uns mit nichts an haben.
 Und dann stellt er sich ja so, oh, alles nur, komm hier, alles nur spielt, zwing grad, zwing grad, die ist die beste.
 Also, ey, Seehufahr. Also, der muss weg, das ist wirklich demokratischädlich, was der macht.
 Das ist wirklich Politik zum Abgewöhn. Und ich finde das fahrlässig, so kann man das nicht machen.
 So, auf jeden Fall Apopolitik auf AKK warten ganz erhebliche Aufgaben. Denn natürlich ist sie jetzt erst mal zu Vorsitzenden gewählt worden,
 aber mit knapper Mehrheit. Und diese Mehrheit will gefestigt werden. Sie will verteidigt werden. Sie will ausgebaut werden.
 Sie muss im Grunde, sie CDU jetzt überzeugen, dass sie tatsächlich die richtige Wahl ist. Und die Themen der Zeit,
 aus Sicht der Unionsanhänger in jeden Fall und Unionsanhänger sind natürlich ganz klar, die AfD muss bezogen werden.
 Das ist für die Union einfach quasi ein historischer Irrtum. Das Rechts von ihr eine Partei in den Parlamenten sitzt,
 mehr als eine Legislaturperiode jedenfalls. Und natürlich gehört dazu auch, dass sie den rechten Flügel innerhalb der Union für sich gewinnen muss.
 Und das ist ein ziemlich erspagat, denn sie muss halt nicht aufpassen, dass sie dabei bei sozialen Themen keine offene Flanke bietet.
 Denn dann würde am Ende noch die SPD gewinnen. Die Stärke der Union heute ist ja auch zu guten Teilen,
 der von manchen gescholtenen Sozialdemokratisierung der Union geschuldet oder verdankt, wie man das formulieren will.
 Und an einem Worten, das ist nicht ganz einfach, da einen Kurs zu finden, der wie sagt ihr, den konservativen Wertkonservativenflügel der Union für sie gewinnt.
 Und ohne dass sie auf der anderen Seite nennenswert, was abbrüseln lässt in der Mitte in Richtung SPD.
 Und das leitet im Grunde direkt über zu der inhaltlichen Frage.
 Eine Sache noch ganz kurz, was mich daran, was mir daran eigentlich am schwersten Feld ist, mir eine Welt vorzustellen, in der die SPD gewinnt.
 Also da weiß ich nicht, was da passieren muss, wie groß die Flanke offen sein muss, damit die SPD nochmal was gewinnt.
 Aber anyway, also prinzipiell hast du natürlich recht und das für die Frage.
 Also vielleicht muss man schon recht für die...
 Okay, dann wenn du es das fast aufmachst, dann muss man offen sagen, vielleicht ist auch einfach die SPD nicht mehr die Partei, die sagen einmal die sozialdemokratischen Positionen ideal vertritt.
 Ja, denkbar wäre natürlich auch, weil du das jetzt so auf die SPD mündst, denkbar wäre natürlich auch, wenn man als Union in der Mitte eine...
 Sag ich sehr ganz platz, ja, eine Gerichtigkeitslücke entstehen lässt, dass diese Lücke dann zum Beispiel von den Linken oder auch von den Grünen gefüllt wird.
 Die Linken, wie gesagt sind natürlich, oder deren Wählerschaft ist natürlich relativ weit entfernt, davon Union zu wählen, also vertreten gehe ich nicht davon aus, dass nennenswert Linken, Wählen aber jetzt inzwischen Union gewählt haben und unter Angela Merkel, aber es gibt sicherlich nicht unerhebliches Potenzial von Leuten, die zurzeit die Union wählen, weil sie ihr quasi sozial genug ist, die aber bei einem deutlichen Rechtsdruck dann möglicherweise für die Grünen entscheiden würden, wenn du schon vielleicht zurechtskabtisch bist, ob die SPD diese Menschen noch für sich gewinnen kann.
 Mir ging es jetzt weniger um das Label, der ein Parteitig gewinnen kann in der Mitte, sondern nur um das Problem, dass Union natürlich da irgendwie lösen muss und speziell AKK lösen muss.
 Genau, und das würde natürlich zur Frage, wo steht die eigentlich?
 Also die Annegritkam-Karrenbau, die neue Vorsitzende der CDU und wahrscheinlich auch nächste Kanzlerkandidatin der Union von Politikstil würde ich sagen, ja, ist sie sehr Merkel sehr ähnlich, aber auch den Bundesverteidrag hat sie sich in sofern abgesetzt, weil sie besser reden kann.
 Das finde ich, das war schon spürbar, dass sie zwar auch keine Meisterrednerin ist, aber aber deutlich besser reden kann und ich finde, man hat es fällt, ein einfacher emotional zu ihr Kontakt aufzunehmen.
 So, das ist einfach mal so zum Stil. Wie ist das inhaltlich? Da war sie ja doch eher, sammermalen mit eher konservativen Positionen aufgefallen.
 Sie hat gesagt, sie will der Kanzlerin Paroli bieten, das muss sie sagen, das weiß Merkel auch. Und da wird Merkel auch jetzt noch einiges schlucken von ihr, weil sie einfach natürlich weiß,
 dass Annegritkam-Karrenbau sich als Vorsitzende da profilieren muss und nicht einfach Merkel-Schoshund sein kann, das hat Merkel verstanden.
 Das ist auch eingepreist, das ist absolut eingepreist.
 Ja, ich finde auch die zweite Hefte des Zitats wichtig, das ist ein Zitat, der Kanzlerin Paroli bieten, aber nicht einfach nur so, nicht im Sinne von, ich bin ein grundsätzliches Gegengewicht zu Kanzlerin,
 sondern Paroli bieten, wo ist im Interesse der Parteienotwende?
 Das ist ja nicht notwendig, ist so lautet der komplette Auto und das finde ich schon ein wichtiger, wichtiges Detail, denn das stärkt eben die Eigenständigkeit der Partei gegenüber der Kanzlerin.
 Und genau das ist ja auch eine Forderung der Undions-Bundestagsfraktion, die nicht zuletzt zugeführt hat, dass eben Herr Kauder als Wunschkandidat von Angela Merkel in der Wahl zum Fraktionsvorsitzende durchgefallen ist, zu Gunsten von einem bis dato relativ unbekannten inzwischen Fraktionschef.
 Ja, also das finde ich, das ist ein wichtiger Punkt, Partei und Fraktion, werden in Zukunft offenbar jedenfalls das so, wo die Kampfansage von AKK oder was das Kampfansage, aber jedenfalls die Positionspistimmung, eine wichtige Rolle einnehmen als das bis lang der Fall.
 Also das passt ins Bild einer belebten CDU, ne, eine belebte Fraktion, eine belebte Partei, ein bisschen kontroverser mit der Bundeskanzlerin, dann hat AKK aber so ein paar,
 so haben wir mal eher konservativen Themen besetzt, sie besitzen sich um Migrationspolitik kümmern, um Sicherheitspolitik. Sie hat eine relativ harte Linie, in dem Fall § 219a vom Strafgesetzbuch,
 wo nach ja, Ärzte nicht öffentlich sagen dürfen, dass die Abtreibungen ausführen, sie war, hat sich bisher auch immer schon hart konservativ geäuert, zum Beispiel, Ehe gegen, war sie, hat sie gegen die Ehe für alle gestimmt und mit dem Zitat...
 Und dagegen auch gewettert, und dagegen auch gewettert, ne, also Zitat von ihr, wir haben in der Bundesrepublik bisher eine klare Definition der Ehe als Gemeinschaft von Mann und Frau.
 Wenn wir diese Definition öffnen in eine auf Dauer angelegte Verantwortungspartnerschaft, zweier Erwachsener Menschen, sind andere Forderungen nicht auszuschließen, etwa eine Heirat unter engen Verwandten oder von mehr als zwei Menschen wollen wir das.
 Das würde ich ins Kapitel polimik abheften, aber... - Das finde ich schon krass. Und das hat damals auch eine ziemlich gute Gegebenen, das Zitat ist nicht brandaktuell, kommt aus mir ja in 2015, aber ich finde, das muss man sich auf der Zunge zu ergehen lassen.
 Die Homoehe in einem Artenzug zu nennen mit Inzest, zwischen Verwandten oder mehr Ehe, das finde ich ehrlich gesagt schon...
 Also Polygamy, das finde ich ehrlich gesagt schon ziemlich krasses Stück und das finde ich vor allem einen Schlag ins Gesicht aller Homosexueller Menschen und finde ich unfassbar.
 Ich will mir nicht sehen, dass sie wurde damals, das war ein Interview in der FZ, sie wurde damals öffentlich auch hart kritisiert und hat das aber dann in der Tat bestärkt, hat gesagt, das Interview war autorisiert, dass sie ich wirklich so...
 Wie gesagt, ist drei Jahre her, aber da muss man schon sagen, sie hat den Politikstil von Angela Merkel bisher weitgehend übernommen, sowas ruhiges, besonnen ist und so.
 Aber sie ist glaube ich jedenfalls was so werte Themen angeht, man könnte auch sagen klassisch katholische Themen zum Beispiel, ist sie offensichtlich doch deutlich konservativer als Angela Merkel insofern.
 Beim ist es schon auch für den konservativen Wertkonservativen Flügel innerhalb der Union, glaube ich, im Ergebnis leichter zu schlucken als Angela Merkel mitunter war.
 Genau, und an zweiten Schritt in diese Richtung, das ist jetzt ihre große, eine ihrer großen Aufgaben, nämlich diese ja immerhin fast 500 delegierten, jedoch auch einen großen Teil der Partei repräsentieren, die eben für März gestimmt hat, diesen Flügel mitzunehmen und in eine gemeinsame CDU einzubinden.
 Da hat sie anerseits inhaltlich Position bezogen, aber eben auch personell einiges gemacht, nämlich es hat sich Paul Ziemerg zum Generalsekretär wählen lassen, das ist ein eindeutiges Zeichen zur Einbindung dieser Märzfraktionen.
 Ziemerg ist bisher Chef der Union, Jung Union und was halt im Vorgespräch, also bei der Vorbereitung auch gesagt, wusste es zwar eigentlich, dass Ziemerg sich um ziemlich genau drei Themen kümmert, die dann nämlich sind.
 Nämlich Wirtschaft und Wirtschaft. Also, dass wie bei Immobilien kennt man ja, da gibt es auch nur drei Faktoren, nämlich Lage und Lage.
 Und genauso ist es bei Paul Ziemerg auch, in welchem Fall, wenn man so ein bisschen recherchiert, wofür sich politisch bisher engagiert hat, dann fällt ein wesentlichen auf, dass er sich eben zu als Anwalt der Wirtschaft und des Mittelstands profiliert hat, wobei man natürlich deutlich sagen muss.
 Das ist von AKK ausgesprochen geschickt, wie gesagt, sie selber verkörpert in ihrer Person, eher eine relativ welt offene Union. Sie ist ja eben auch ein, sie ist eine Frau, sie ist eine Mutter, die trotzdem karriere macht, und so ist relativ gesellschaftspolitisch, relativ modern.
 Auf der anderen Seite verkörpert sie selber auch sehr konservative Positionen, was sie ihr Werte gerüst angeht. Und dann hat sie jetzt noch einen Wirtschaftsmann an sich an die Seite, wo der Generalsekretär arbeitet, ja, der Vorsitzenden sehr nah zu.
 Das ist schon nicht ungeschickt, da hat sie, denke ich, schon breite Kreise in der Union eingebunden, wobei man natürlich sagen muss, die Wahl von Paul Ziemerg zum Generalsekretär war jetzt auf dem Beitrag alles andere als Unumsstritten.
 Er hat nur gut 60 Prozent der Stimmen bekommen, was eine schallende Orphage ist, also üblich sind irgendwelche stalinistischen Wahlergebnisse über 90 Prozent, das muss man schon sagen, das ist richtig hart.
 Der Hintergrund ist, dass man das Paul Ziemerg wohl sehr übel genommen hat, dass er quasi die Seinen gewechselt hat, der Galt als Engeer Freund von Jens Spahn und im Zwahlfeln noch als Unterstützer von Friedrich Merz, aber ganz sicher nicht als Mann von AKK.
 Und dass er da jetzt die Seiten gewechselt hat, das haben ihm viele, wo er als Karirismus übel genommen, da gab es auch teilweise richtig harte fast beleidigende Formulierungen zum Beispiel auf Facebook von Leuten aus der Union.
 Außerdem gibt es dieses etwas hässliche Gerüchte, das angrid Kram-Karrenbauer mit ihm und er hat U und Jungen so eine Art Geheimen-Dil hatte, dass die Junge Union für AKK stimmt und im Gegenzug dann Paul Ziemerg Generalsekretär wird.
 Beide Seiten dementieren das, also die offizielle Position ist, dass er am Freitagabend irgendwie am Rande der Tanzfläche gefragt worden sei.
 Also es wurde schon öfter gefragt worden von AKK, ob er nicht gegebenfalls Generalsekretär werden möchte, dass es wohl klar hat, will aber immer abgelehnt haben und nun wird erzählt, dass wir seit in der Nacht zum zweiten Tag des Parteitags AKK in am Rande der Tanzfläche bequatscht hätte.
 Interessante Idee, weiß man nicht so genau. Jedenfalls ist er eben alles andere als Unumstritten in der Union und noch viel stärker als die Vorsitzende wird sich Paul Ziemerg jetzt erst mal profilieren müssen und für einen Generalsekretär heißt das im Wesentlichen, er muss zuspitzen.
 Er muss quasi dauer Wahlkampf führen, das ist halt die Rolle, als Generalsekretär ist man so ein bisschen auch das Schlacht raus einer Partei und danach denke ich wird in der Union seine Bilanz, seine Armzeit gezogen werden, ob er wahrangewitten kann.
 Dann ist natürlich jetzt ganz entscheidend, also wir haben die Bundeskanzlerin, die ist nach wie vor Angela Merkel, wir haben eine Vorsitzende von der CDU, die wie gesagt, beste Aussichten hat oder mehr oder weniger die natürliche Spitzenkandidaten für die nächste Bundestagswahl der Union ist und die Frage ist jetzt wie funktioniert diese Machtübergabe Angela Merkel hat gesagt, sie würden nicht noch mal als Kanzlerin kandidieren.
 Das heißt, sie wird maximal bis 2020 am sein und die Frage ist jetzt 21.
 Tonus gemäß wird im Herbst 21 gewählt. Wie wird der Übergang gestaltet und da hat die EZ jetzt einer Titel gespielt.
 Bevor wir da einsteigen, also die EZ geht im Wunde schon davon aus, dass die Machtübergabe stattfinden wird, noch während dieser laufende Legislaturperiode des Bundestages, der ist aber wie gesagt bis ich glaube September Oktober 2021 gewählt.
 Theoretisch könnte natürlich Angela Merkel auch einfach am Amt bleiben, dann könnte AKK aus der Position der Partei vorsitzenden herauswärkam führen.
 Aber das gilt tendenziell als schwierig, weil es natürlich sowas gibt wie ein Amtsinhaber-Bolus.
 Und deswegen wird in dem SZ-Artikel gar nicht mehr diskutiert, aber quasi stillschweigen vorausgesetzt.
 Es ist eigentlich auch ein giltiges Ausgemacht, dass Angela Merkel, die AKK schon als Nachfolgerin quasi auserkohren hat, irgendwie versuchen wird, an Gerät Kramp-Karrenbauer auch als Bundeskanzlerin zu installieren.
 Und wie gesagt Philipp, dazu hat die SZ sich ein paar Gedanken gemacht.
 Genau, sie hat als erstes gesagt, wie ist das eigentlich mit der SPD die Wahrscheinlichkeit des Anreanales und Olaf Scholz für eine Fortsetzung der großen Koalition mit AKK in der Spitzung, einfach an ihre Mehrheit abgeben sei gering.
 Genau, da kann man sich sagen, das ist so.
 Das ist so ein bisschen das Scenario, die Angela Merkel geht quasi zu Andreas Nahles und Olaf Scholz sagt Leute, ich würde gerne mal in Rente gehen, wäre es für euch ein Deal, diese schöne große Koalition fortzusetzen, einfach mit einer neuen Kanzlerin an der Spitzung.
 Geht das denn einfach so?
 Also, geht das einfach so genau, das ist ein interessanter Punkt.
 Die sydäutsche Zeitung geht nämlich davon aus, dass das ganz einfach Ginge, die geht auch davon aus, dass an Gerät Kramp-Karrenbauer sich notfalls auch mit einer, quasi als Chef in einer Minderheitsregierung installieren lassen könnte als neue Bundeskanzlerin.
 So einfach ist das aber nicht.
 Wir haben das im Frühjahr im Winter ausführlich diskutiert, wie die Wahl zur Bundeskanzlerin oder zum Bundeskanzler abläuft, direkt nach einer Bundestagswahl.
 Also, wenn sich der Bundestag nur konstituiert hat, da braucht es im ersten und dem zweiten Wahlgang in der Tat eine absolute Mehrheit.
 Im dritten Wahlgang reicht die einfache Mehrheit.
 Und da hatten wir damals ja schon gesagt, da könnte sich sowohl Angela Merkel als auch,
 Gibt's mal den Schulz damals, hätten sich zum Kanzler oder zur Kanzlerin wählen lassen können, auch ohne eine Koalition, wenn sie einfach nur die Mehrheit der Stimme im Bundestag hinter sich vereinthätten.
 Der Witz ist aber, dass das nachdem ein Bundestag einmal einen Kanzler oder eine Kanzlerin gewählt hat, nicht mehr funktioniert.
 Das Grundgesetzkenter einen eigenen Artikel, Artikel 67, das Grundgesetz ist und der regelt ausdrücklich, wenn es schon einen Kanzler gibt oder eine Kanzlerin, dann kann der Bundestag den Bundeskanzler das Misstrauen nur dadurch aussprechen,
 dass er mit der Mehrheit seiner Mitglieder ein Nachfolgerwählt.
 Und das heißt konkret, wenn schon ein Kanzler oder eine Kanzlerin im Amt ist von einem Bundestag, also quasi wird immer neu gestartet nach einer Bundestagswahl, wenn dann einmal jemand gewählt ist zum Kanzler oder zur Kanzlerin, dann kann man eben nicht mehr einfach nur mit der Mehrheit der Stimme einen Nachfolger wählen,
 sondern der Bundestag muss dann ein sogenanntes konstruktives Misstrauenswotum aussprechen, indem er nicht einfach nur sagt, er misstraut einem Kanzler, sondern in dem oder einer Kanzlerin natürlich, sondern in dem er einfach einen neuen Kanzler oder eine neue Kanzlerin wählt,
 aber gesagt dazu braucht es die Mehrheit der Mitglieder des Bundestages und nicht einfach nur eine Mehrheit der Stimme im Bundestag.
 Und das bedeutet auf Deutsch, um so einen Wechsel während einer laufenden Legislaturperiode überhaupt hinbekommen, rechtlich, braucht es auf jeden Fall, die mehr hat der Mitglieder des Bundestages und das bedeutet, entweder braucht es eine Koalition, die typischerweise die Mehrheit der Stimme hat im Bundestag oder zumindest müsste sich an eine Grädtkranker-Karrenbauer von einer anderen Partei dolden lassen.
 Und wenn man sich nicht mehr mitmachen würde, wenn sie also die große Koalition unter die Bedingung stellen würde, das Angela Merkel-Kanzlerin ist und sagt, nee, AKK wählen wir nicht, auch wenn wir eine Koalition haben, wählen wir die nicht zu Kanzlerin, dann müsste sich AKK auf andere Weise eine Mehrheit im Bundestag suchen, denn einfach nur mit der Mehrheit der abgegebenen Stimme funktioniert es nicht.
 Und das heißt, was hältst du jetzt für den wahrscheinlichsten Weg? Genau, da kann man sich jetzt die Frage stellen, wird die SPD da mitmachen? Da Gegenspricht natürlich, dass die SPD auf die... Also, mitmachen dabei quasi die Koalition weiterzuführen unter der Führung von AKK als Bundeskanzlerin.
 Das könnt ihr Sie machen, Sie könnt ihr einen Mist, trauen Sie andere Stellen und AKK neu wählen. Das könnt ihr nur die 67.
 Genau, das ist das, was wir gerade gesagt haben, das wäre relativ einfach, dann würde eben AKK auf Angela Merkel folgen und wäre dann Bundeskanzlerin bis zum Ende der Legislatur, das wäre quasi der normalfall.
 Die Frage ist, ob die SPD das tatsächlich tun wird.
 Und jetzt wird es natürlich der Führspricht, dass die SPD bei 15% keine Neuwahlen riskieren kann. Wenn der jetzt der Bundestag aufgelöst würde und Neuwahlen angeordnet würde, dann wäre klar, dass sich die SPD-Fraktion fast tabieren würde.
 Und da jedenfalls sagen wir, gut mehr als ein Drittel ihrer Mittel, der verlieren würde. Und daran kann im Grunde niemand ein Interesse haben.
 Deswegen spricht auch vieles dafür, dass die SPD eine ganze Menge abnicken wird, einfach bloß um zu verhindern, dass gewählt wird. Da hinterkönnt ihr auch das Kalkül stehen.
 Sich vielleicht gegen eine neue, vielleicht noch relativ schwache Bundeskanzlerin Krambkachenbauer besser profilieren zu können als gegen die über Mutter Angela Merkel.
 Und es könnte ein Kalkül sein. Auf der anderen Seite könnte die SPD natürlich auch argumentieren.
 Da werden wir noch jetzt nicht einen Krambkachenbauer noch zu einem Amtsinhaberinnen-Bonus verhelfen, sondern da wählen wir doch lieber nach heutigem Stand und hoffen, dass wir gegen eine noch weniger, weniger jedenfalls bekannte Kandidatin auf Unionseite bessere Chancen haben als nach ein, zwei Jahren wo sie im Amt ist.
 Ich glaube, ich letztlich eine ziemlich offene Frage, während das für die süddeutsche Zeitung, und glaube ich, ein klarer Fall ist. Die süddeutsche Zeitung geht fest davon aus, dass die SPD niemals an die Krambkrankerin Bauer zur Kanzlerin wählen würde.
 Der Parteitag hat ja auch noch inhaltliche Beschlüsse gefasst. Das muss man vielleicht auch noch mal sagen.
 Das ist so ein bisschen untergegangen bei dieser ganzen Wele Rei, die natürlich sehr im Mittelpunkt stand. Und da sind mir zwei Punkte aufgefallen, dass eine ist, dass der Parteitag quasi Friedrich März noch so einer Art Steuergeschenk hinterher geworfen hat.
 Das ist so, dass der Parteitag beschlossen hat. Das muss man sagen, das hat ein Parteitag der größten Parteibeschlossen. Das heißt jetzt nicht, dass das sofort umgesetzt wird. Aber es ist doch eine Richtlinie für das, was Parteiführung umsetzen soll.
 Und zwar soll der solch vollständig entfallen. Also bisher ist beschlossen, dass er zu 90% entfallen oder für 90% in der Einkommensbüramie der eben entfallen soll.
 Das wären halt vor allen Unterausschrauben, die dann deutlich entlastet würden. Wenn jetzt das Ding komplett gestrichen werden würde, dann würde das in erster Linie mit Lieder der oberen Mittelschicht entlassen, wie Friedrich März das halt formuliert hat.
 Also das fand ich doch ganz erstaunlich, dass sie da den komplett weg haben. Ich meine, macht natürlich irgendwie auch Sinn. Also ich finde, oder, finde es nicht.
 Also, dass dieser Soli quasi sein Werk getan hat, der gar nicht für den Osten eingerichtet wurde, sondern für den Irakrig, das denke ich, ist unsträdig und das gestrichen werden sollte, finde ich auch richtig.
 Aber dann kann man es auch ganz streichen. Wenn es nicht, also man kann das jetzt als Steuer gestenkt lebeln, muss es aber nicht.
 Also ich finde, das ist ein ziemlich eindeutiges Steuergeschenk, denn man könnte man kann es natürlich lebeln als Sondersteuer für die Reichen.
 Aber warum denn eigentlich nicht? Also ich muss ganz ehrlich sagen, es gibt aus meiner Sicht keinen Grund, diese Steuer gerade entfallen zu lassen im Gegenteil.
 Belegen ja zahlose Studien, dass zurzeit sich die Situation in Deutschland so darstellt, dass die sogenannte Schere zwischen Arm und Reich immer weiter aufgeht, mit anderen Worten.
 Wenn man mal davon ausgeht, dass man halbwegs gleiche oder lebensverhältnisse für alle Menschen in Deutschland anstrebt, also was wie ein sozialen Ausgleich, dann müsste man eigentlich davon ausgehen, dass wir eher mehr umverteilt und brauchen.
 Ganz sicher nicht noch ein Steuergeschenk für Spitzen wird.
 Dann hätte der Soli zum dritten Mal sein, seine Semantik geändert, nämlich diesmal eine Solidarität zwischen Arm und Reich.
 Also gesehen vielleicht doch keine schlechte Idee.
 Dann aber da bin ich vorhin darüber gesteubert, steht in den, wo hat der Partei da beschlossen, die CDU will prüfen lassen, ob die deutsche Umwelthilfe weiterhin als gemeinnütziger Organisation angekannt werden.
 Anerkannt werden sollte und da ist mir doch mal ganz kurz das Smartphone aus der Hand gefallen, weil ich dachte, die deutsche Umwelthilfe, die vor Gerichten in mehreren steht, wir haben noch viel darüber berichtet, Fahrverbote für ältere Dieselfahrzeuge erstritten,
 hat generell eine sehr entscheidende Rolle bei der Aufdeckung dieses ganzen Abgasbetrugs gespielt.
 Und da kann man sich nur fragen, was bitte ist denn das, wenn nicht gemeinnützig? Die Kritik ist natürlich,
 dass ja die deutsche Umwelthilfe sich angeblich ein bisschen umstritten finanziert, etc. pp. da würde ich aber sagen, ich mess die Leute an dem, was sie machen.
 Und wenn das in Einklang ist, mit dem, was sie sagen und wenn ich das für Guthalte, was sie machen, dann ist das in Ordnung.
 Und da muss ich sagen, also es hat sich letzter Zeit öffentlich zumindest keine in meinen Augen, keine andere große NGO so deutlich, um das Gemeinwohl verdient gemacht.
 Und sich als gemeinnützig herausgestellt wie die Leute umwelthilfe.
 Ja und wenn man eben diese Maßstäbe mal anlegt, für die die du gerade ja schon es geziert hast, dann muss man sagen, die Gemeinnützigkeit wird Gott sei Dank nicht vom CDU-Partei,
 auch festgelegt, sondern die Gemeinnützigkeit ist letztlich eine Entscheidung des zuständigen Finanzamts, die gegebenfalls natürlich auch von den Finanzgerichten geprüft werden kann.
 Und die Rechtslage ist hier, denke ich, relativ eindeutig, denn die Förderung des Umweltschutzes ist gemeinnützig, nach § 52, abseits 2,8. der Abgabenordnung,
 mit anderen Worten, wenn man der deutschen Umweltshilfe die Gemeinnützigkeit in ziehen wollte, dann ginge das sowieso nur durch ein Bescheid des Finanzamts.
 Okay, da könnte dann möglicherweise das Bundesministerium der Finanzen noch seinen Einfluss-Gelten machen, aber das wäre wohl jedenfalls nach gelten, dem Recht schlicht unzulässig, schlicht rechtswidrig, den die Gemeinnützigkeit absprechen zu wollen.
 Das heißt, also da müsste die CDU wohl an die rechtlichen Grundlagen des Gemeinnützigkeitsrechts grundsätzlich heran. Und die Gemeinnützigkeit von Umweltschutzverbänden insgesamt angreifen, wenn sie allen Ernstes, die deutsche Umweltshilfe hier treffen wollte.
 Das scheint mir doch ein letztlich ziemlich populistischer Beschluss zu sein. Ich glaube nicht, dass sie das ernsthaft vorhaben, sondern mir scheint das eher so zu sein, dass sie quasi Stimmung machen wollen, bei Leuten.
 Die generell ein Problem mit der deutschen Umweltshilfe und mit ihren strategischen Klagen führt zum Beispiel Dieselfahrverbote haben.
 Ich würde sagen, unter dem Strich kann man sagen, das war für die CDU ein extrem erfolgreicher Parteitag. Die haben sich in sehr, sehr sämtlich verfassung präsentiert, haben die Vorsitzende langjährige Würde voll verabschiedet, haben eine gute neue Vorsitzende gewählt.
 Es gab eine Debatte, es gab Konkurrenten. Also da glaube ich schon, dass da einige Parteien anderer auch ein bisschen neidisch geworden sind. Auch diese regional Konferenzen im Vorfeld.
 Da kann man jetzt immer noch sagen, die hätten ihre Spitzen, ihre Vorsitzende direkt wählen sollen, mit nicht nur mit den Diligierten den 2001, dies auf dem Parteitag gab, sondern eben von allen Parteimetliedern, so wie die das SPD das macht.
 Aber ich würde sagen, ja, das wäre sicherlich gut, aber unter den gegebenen Umständen haben sie wirklich das Beste daraus gemacht.
 Jedenfalls scheint es mir doch so zu sein, dass ich keine detaillierte Einsicht hier in die, wie soll ich sagen, die verschiedenen Strömungen in der CDU, da gibt es ja auch keine Umfragen, indem sie in der Nähe.
 Aber ich habe schon in Eindruck, dass die Diligierten hier, dass Malangspild in der Partei relativ gut wieder gespiegelt haben, jedenfalls auch, jedenfalls das Ergebnis, ja, auch das, was Umfragen in der allgemeinen Bevölkerung, also nicht nur unter den CDU mit dir ergeben haben.
 Das gab ja eine deutliche Mehrheit, zum Beispiel, was es Vertrauen angehen für AKK. Ich denke auch, dass die CDU hier mit ihrem Diligiertensystem eine ganz gute Erfahrung gemacht hat an diesem Beispiel.
 Auch bei einer Einschätzung Teilen, Philipp, dass das quasi unter medialen Gesichtspunkten einfach ein totaler Hauptgewinn war.
 Also der innerparteilige Wahlkampf, der CDU war über Wochen das Top-Thema in Deutschland und besser kann man sich doch im Grunde kaum in den Schlagzeilen halten, als mit einer solchen Wahlkampf innerhalb der Partei.
 Wie gesagt, auch der Parteitag hat doch sehr, sehr viel positives Feedback von allen Seiten bekommen, also absitte Home Run und insofern denke ich mal, Jens als aller inhaltlichen Positionen dürfte Frau Kram-Karrenbauer mit Rückenwind in ihre neue Amtszeit starten.
 Wir haben ein paar Zuschriften von euch auch bekommen, mehrmals eigentlich, mit der Bitte macht doch mal was über den Digital-Pakschule. Und da kommen wir jetzt an dieser Woche und wirklich niemand dran vorbei nicht, dass wir das absichtlich gemieden haben, aber es hat es nicht.
 Das Thema haben wir ja schon. Haben wir auch schon die Frage, wo ein Problem in der Schule hat.
 Oh, und auch die Digitalisierung hatten wir dauernd. Das ist jetzt kein Thema, das wir ausgeblendet haben. Wir haben auch immer gesagt, da muss man einfach mal ein bisschen Geld in die Hand genommen werden.
 Alles, alte Themen für die Lage, aber in dieser Woche sind sie ganz besonders aktuell.
 Genau, also der Digital-Pakschule, das ist letztlich eine Initiative, die von der letzten Bildungsministerin angestoßen wurde, Frau Johanna Wanker.
 Die hat damals gesagt, ja, 5 Milliarden Euro soll es geben für die nächsten fünf Jahre, für die Schulen, für Infrastruktur, für Laptops, für WLAN, etc.
 Und da haben sich dann damals immer schon gefragt, ja, das ist ja ganz gutes, wollen wir ja auch alle aber mal sehen, wie sie das macht.
 Und dann wurde halt in den letzten Monaten eigentlich eine Art Vereinbarung, Vertrag ausgehandelt zwischen dem Bund, also im Kern dem Bundesministerium für Bildung.
 Und den Ländern, die ja eigentlich die Hoheit haben über die Bildung, wie das immer so heißt, also die für Schulen und Lehrerausbildung und so zuständig sind, die Länder.
 Und in diesem Vertrag wurde halt geregelt, wie diese fünf Milliarden in den nächsten fünf Jahren ausgegeben werden sollen, 25.000 Euro pro Schule. Das wurde alles so ausbauendowert und alle fand es eigentlich toll.
 Alle, alle Länder, der Bund, alle Experten, sagt, ja, das ist gut, so kann man das machen. Und dann dachte alle schon, ja, dann rollt das jetzt ja, dann kriegen die Länder,
 dann kriegen die Schulen jetzt endlich mal, wirklich Geld, für WLAN, für Laptops, für Notebooks. Da kann man da immer noch sagen, ja, aber die brauchen auch pädagogische Konzepte, sonst kann man damit nichts anfangen.
 Ja, aber ohne WLAN ist das alles nix. Deswegen alle sagen, super.
 Dann tauchte aber das Problem auf oder rückte ein bisschen in den Mittelpunkt, was natürlich die ganze Zeit schon klar war, das sogenannte "Co-Aparationsverbot".
 Das ist sozusagen ein, viele würden sagen, ein etwas bizarreres Gebilde des deutschen Föderalismus, was nämlich darauf hinausläuft, das gesagt wird, die Länder sind für die Bildung zuständig, laut Verfassung.
 Und der Bund darf da nicht rein regieren.
 Jedenfalls nur in absoluten Ausnahmefällen und regieren heißt eben auch finanziell Geld geben.
 Geht in aller Regel nicht. Deswegen war es so schwer, erst mal diese 5 Milliarden, den Ländern überhaupt zu geben, weil es eben die Skorporationsverbot gibt.
 Und da ist jetzt ein Streit in Brandt, muss das Grundgesetz dafür geändert werden, um diese 5 Milliarden auszuzahlen, um dieses Kooperationsverbot zu lockern, oder kann man das auch ohne Grundgesetzgeänderungen machen.
 Der Bundestag hat sich mit überwältigen Damerheit dafür ausgesprochen, das Grundgesetz zu ändern, hat gesagt, das muss geändert werden und da haben nicht nur SPD und John zugestimmt, sondern auch Grüne und Linke.
 Also da haben mit 578 Stimmen zu 87, also 2/3 mehrheit das Grundgesetz geändert, beziehungsweise zumindest beschlossen, es ändern zu wollen, weil der Bundesrat die Vertretung der Lerne auch noch zu stimmen musste.
 Aber was hat denn der Bundestag dort beschlossen? Ja, das ist wirklich ganz interessant. Es gab dazu nächstes Mal, wie immer eigentlich ein Gesetzentwurf in diesem Fall stammte er von der Bundesregierung und der wäre als solcher, aber scharnlich auch vergleichsweise, oder umstritten gewesen.
 Da ging es nämlich zunächst einmal nur um die Frage, dass der Bund mit den Ländern gemeinsam investieren können sollte im Bereich des sozialen Wohnungsbaus.
 Das heißt, also diese Grundgesetzänderung hatte zunächst mal überhaupt gar nichts zu tun mit dem Bildungsbereich, aber im Kontext der Einigung über den sogenannten Sozialpakt.
 Die Digitalpakt Schule, so heißt da genau, da wurde dann dieses Grundgesetzpaket noch so ein bisschen aufgeschnürt und deutlich erweitert.
 Und dabei ist dann quasi über Nacht noch eine Regelung reingeschrieben worden, die ausgesprochen kontrovers ist.
 Es gibt zwei Regelungen, die nicht kontrovers in diesem vom Bundestag mit so breiter Mehrbetestlossenden gesetzt. Das ist zum einen Artikel 140 neu. Da geht es um die gemeinsame Finanzierung der kommunalen Bildungsinfrastruktur und Artikel 100, also kommunale Bildungsinfrastruktur, heißt auf Deutsch.
 Die Schulgebäude zum Beispiel, wo die Kosten bei Ländern und Gemeinden anfallen und der zweite Unumstritten ist Artikel 104 D neu. Das ist Investitionen in den sozialen Wohnungsbau, wo also wiederum die Kosten normalerweise bei Ländern und Gemeinden anfallen würden.
 Das ist alles nicht umstritten, aber der Bundestag hat dann in letzter Minute noch in einer Sitzung des Haushaltsausschusses eine Änderung in den Artikel 104 B des Grundgesetzes eingefügt.
 Und dieser Artikel sollte in atmospholischem Entwurf gar nicht geändert werden.
 Das ist mal wieder so ein Fall, wo die wirklich heiklen Punkte erst in eine Beratung der Ausschüsse ins Gesetz reinkommen. Und diese Formulierung hat dann die Länder geradezu auf die Palme gebracht. In den Artikel 104 B des Grundgesetzes wird nun seit 5 so weit geändert.
 Das heißt, die Mittel des Bundes sind in jeweils mindestens gleicher Höhe durch Landesmittel für den entsprechenden Investitionsbereich zu ergänzen. Mit anderen Worten, Artikel 104 B des Grundgesetzes soll für diese Kooperationsprojekte zum Beispiel im Bereich sozialer Wohnungsbau oder im Bereich kommunale Bildungsinfrastruktur, soll der eine 50/50 Regelung enthalten in Zukunft.
 Was bedeuten würde, nur diejenigen Länder würden von Zuschüssen des Bundes profitieren, die selber in der Lage sind, die Hälfte der Bundesmittel zuzuschießen.
 Ja, der Bund die Hälfte, die Länder, die Hälfte. Und das ist eine Regelung, die die Länder völlig indiskut haben, befinden.
 Damit würde eine solche Einigung, wie jetzt beim Digitalpaktschule in Zukunft nicht möglich. Beim Digitalpaktschule ist es so, dass der Bund 90% trägt der Kosten und die Länder sollen nur 10% tragen und eine solche Kote 90 zu 10 wäre, nach Artikel 104 B Grundgesetz neue Fassung nicht mehr zulässig.
 Und der Bund sagt, die Finanzleute des Bundes sagen, wir haben das da eingebaut, weil wir sich ja gehen wollen, dass die Gelder, die wir an die Länder überweisen, auch genau dafür ausgegeben werden.
 Und deswegen zwingen wir die Länder sich daran zu beteiligen, weil es in der Vergangenheit schon auch vorgekommen ist, dass der Bund gelb überwiesen hat und dann ist das irgendwo versichert und für ganz andere Sachen ausgegeben worden.
 Jedenfalls hat jetzt der Bundesrat die Abstimmung abgesagt, also der Bundesrat muss ja bei Gesetzen, wo Länder belangen betroffen sind, auch zustimmen bei Grundgesetzänderungen gleich dreimal.
 Und die Bundesrat, also die Vertretung der Länder, die Ministerpräsidentin haben gesagt, darüber stimmen wir nicht ab, wir wollen das nochmal neu diskutieren.
 Und da die Kritikpunkte der Länder gehen im Zweirichtung des eine ist diese Finanzierung, der Bildungspakt, hast du gesagt, wird 90 von Bund und 10% von den Ländern finanziert, aber das können wir machen, das ist okay.
 Aber danach alle Projekte 50/50 zu finanzieren, das geht nicht, das können sich Arme, Länder nicht leisten, hatte dies Rabe gesagt, der Kultusminister in Hamburg und erkritisiert.
 Das künftig, die Länder viel, viel mehr Geld in die zusätzliche Finanzierung hineingeben müssen, konkret dieser Digitalpart wäre in Zukunft nie wieder möglich, wenn diese Grundgesetzänderungen gemacht wird.
 Und weil die Armenländer speziell einfach nicht das Geld haben, um das Hälfte zu finanzieren.
 Und der zweite Kultikritipung, den die Länder üben, der ist sehr grundsätzlicher zu seiner Eisenmann, Kultusministerin in Baden-Württemberg von der CDU sagt, "Finanzierung, ja, ist ein Problem, aber ihre Kritik geht tiefer finanzielle Änderungen jetzt an dieser geplanten Grundgesetzänderung, an der Aufteilung.
 Das reichte den unionsrigeführten Länder nicht mehr, die forderten viel mehr grundlegende Änderungen."
 Und für die Unionseite liegt die Betonung aufgrundlegend, weil wir tatsächlich den Bildungsförderalismus mit dem, was der Bund uns nun vorgelegt hat, von nicht mehr gewährleistet halten.
 Und das sind für die unionsgeführten Ländern eine Basis, auf der wir nicht agieren werden.
 Deshalb gehen wir auch von einem komplizierten Vermittlungsverfahren aus.
 Ist das überzeugend, dass man wird ja denken, da gibt der Bund Geld und die Länder müssen was drauflegen, ist da die Hohheit der Länder über die Schulbelange in Gefahr?
 Ich finde, ehrlich gesagt, diese 50-50 Quote nicht so ganz verständlich.
 Das muss ich ganz ehrlich sagen. Ich finde, dass die Bildungshoheit im Grundsatz nicht in Gefahr wäre, wenn eine Co-Finanzierung möglich wäre.
 Aber insbesondere deswegen, weil ja solche Gesetze auch immer der Zustimmung des Bundesrats bedürfen, das heißt, über die Köpfe der Länder hinweg kann da unhin nicht entschieden werden.
 Aber ich finde es in der Tat auch sehr problematisch, wenn da so eine 50-50 Quote ins Grundgesetz geschrieben wird.
 Ich finde, dass das einfach viel zu Detail verliebt ist. Warum müssen es jetzt genau 50-50 sein?
 Ich kann den Punkt des Bundes allerdings schon verstehen, dass man eine gewisse Zweckbindung der Mittel sicherstellen will und sich deswegen eine Co-Finanzierung mit den Ländern wünschen.
 Aber da muss ich ganz ehrlich sagen, es ist ja gerade zu skurril, dass man quasi parallel aushandel, dass im Bereich digitalpark Schule 90-10 die Quote sein soll.
 Trotzdem aber ins Grundgesetz schreiben will ab 1.1.2020 soll für solche Co-Finanzierungsprojekte zwingen, die 50-50 Quote gelten.
 Ich finde, die naheliegende Einigung wäre doch, dass man den Artikel 104 B des Grundgesetzes nicht auf eine starre Quote festigt, sondern dass man einfach sagt, dass das entsprechende Gesetz des Bundes,
 dass diese Ausgaben festlegt, dass das eine Kostenquote für Bund und Länder festlegen muss, und dass diese Kostenquote vorsehen muss, dass sowohl der Bund als auch die Länder mindestens 10% der Kosten tragen müssen.
 Ja, das ist eine sehr leise Geschichte. Weil das ja auch unterschiedlich.
 Dass man sagt, die von unterschiedlicher Bundesweiter Bedeutung vielleicht auch sind.
 Wenn man sagt, diese Kostenquote muss dann quasi beide Seiten über Beteilig sein, sowohl der Bund als auch die Länder.
 Und jede Seite muss mindestens 10% der Kosten tragen. Die genauer Quote wird im Einzelfall in dem entsprechenden Bundesgesetz festgelegt.
 Diesem Gesetz müssen die Länder im Bundesrat zustimmen. Dann ist die Sache gegessen.
 Und ich glaube, das wäre eine Kompromisslösung, dass man den 104 B im Grunde an das anpasst, was man jetzt geregelt hat.
 Dann ist man flexibel. Dann ist klar, es müssen sich beide Seiten beteiligen.
 Aber man hat nicht diese Stare 55 Quote. Und das sollte eigentlich eine Linie sein, auf die sich alle beteiligen.
 Ja, aber jetzt haben wir sozusagen jetzt die Sache im Vermittlungsausschuss.
 Das heißt, da sind Mitglieder des Bundestags und des Bundesrats drin und versuchen jetzt einen Kompromiss zu finden.
 Um dann vielleicht doch noch eine Änderung herbeizuführen, der alle zustimmen können.
 Aber Schüler, Schülerinnen, Lehrer, Lehrerinnen, Schulen, Schulen werden bis auf weiteres auf ihr WLAN warten.
 Das wird noch Monate dauern, wenn ich sogar noch ein Jahr oder länger.
 Ja, und das muss man sagen, das ist einfach aus meiner Sicht jedenfalls ein falschen politikmanagements.
 Denn es war ja von vorne ein, klar, dass man eine Zweiterittelmehrheit auch im Bundesrat brauchen würde.
 Auf mich wirkt es so ein bisschen so, als wenn die Bundesebene und zwar parteiübergreifend im Bundestag,
 da versucht hätte die Länder so ein bisschen über einen Tisch zu ziehen.
 So nach dem Motto hier kriegt er jetzt irgendwie die dicke Karotte, digital-Paktschule.
 Und dafür schluckt ihr doch bitte schön mal diese 50-50-50-Quote für die Zukunft.
 Und ich finde es eigentlich ein Zeichen von ganz angenehmem Selbstbewusstsein der Länder, das sie da jetzt gesagt haben.
 Wir wollen zwar gerne die Milliarden für die Schulen, aber nicht in jedem Preis.
 Und wir lassen uns da nicht abzocken, denn diese 50-50-Regelung hätte sich vermutlich,
 vermutlich auf Dauer als großer Fehler herausgestellt, genauso wie das Kooperationsverbot,
 ja im Grunde heute auch weitgehend einhellig als Fehler angesehen wird.
 Interessant fand ich noch zumindest die Presse der Mitteilung der Bundesbildungsministerin.
 Also die war auch dieser Pressekonferenz, da hat sie sich nicht so deutlich im O-Ton geäußert.
 Aber in der Presse-Metallung hat sie dann sich Zitienlast mit den Worten, der Digital-Pakt sei ausgehandelt und alles sei gut.
 Und man habe sehr, sehr, sehr viel Wert und Energie da reingesteckt, sind gemäß.
 Diesen Digital-Pakt so auszugesteiten, dass die Kulturhoheiterländer nicht berührt wird.
 Und das würde ich dann doch mal so lesen, dass sie die Bundesbildungsministerin Mitglieder des Bundes, der Exaktive,
 eigentlich der Meinung ist, dass es für die Umsetzung dieses Digitalpakts gar keine Grundgesetzänderung braucht.
 Und das finde ich dann schon interessant und umso mehr wirkt es ein bisschen wie ein Überfall und ein Erpressungsversuch,
 wenn dann eben diese 50-50 Quote dereigemacht wird.
 Wir bleiben in Baden-Württemberg.
 Ja, in der Tat.
 Du bist ja Vorsitzender der Gesellschaft für Freiheitsrechte und ihr klagt in Baden-Württemberg.
 Und das, sammermal wird ergänzt durch eine interessante Geschichte, Entwicklung, die jetzt dieser Tage im Deutschlandfunk zu hören,
 war nämlich, dass das Innenministerium einen Management für Sicherheitslücken einklangen.
 Was hat das alles damit aus sich?
 Ja, vielleicht nur ein Satz dazu, was ist eigentlich die Gesellschaft für Freiheitsrechte?
 Das ist eine gemeinnützige Organisation, die sich auf die Fahnen geschrieben hat, Grundrechte und Menschenrechte zu schützen,
 durch entsprechend strategisch geschickt geführte Gerichtsprozesse.
 Und ein Verfahren haben wir vor kurzem gemeinsam mit dem Chaos Computer Club in Stuttgart gestartet vor dem Bundesverfassungsgericht.
 Und zwar haben wir eine Regelung aus dem neuen Polizeigesetz für das Land Baden-Württemberg angegriffen.
 Da geht es um den Einsatz von Staatstrojanern.
 Und wir haben diese Regelung aber aus einer ganz bestimmten Perspektive angegriffen.
 Wir sagen nicht jedenfalls nicht in diesem Verfahren, dass das generelle Böse ist, wenn der Staat Trojaner einsetzt.
 Sondern wir sagen, der Staat muss sich Gedanken darüber machen, wie er mit IT-Sicherheitslücken umgeht.
 Worum geht es da?
 Und zunächst mal ein Wort dazu, was in dieses Trojaner, das ist halt eine Möglichkeit, wie sich der Staat in Handys zum Beispiel oder in Computer hineinhecken kann.
 Warum will er das?
 Nah, viele Menschen setzen inzwischen verschlüsselte Kommunikationswiege ein WhatsApp zum Beispiel, ist verschlüsselt, Skype ist verschlüsselt.
 Und da ist es in vielen Situationen so das klassische Telefonüberwachung ins Liere läuft.
 Einfach wenn man beim Provider, wenn man da quasi den großen Schnäuchel ansetzt, dann nur noch verschlüsselte Daten abgreifen kann als Polizei.
 Und deswegen wollen viele Sicherheitsbehörden nicht mehr an der Strecke unterwegs, an der Leitung lauschen,
 sondern sie wollen direkt auf dem Endgerät lauschen, man nennt das dann Quellen-Telekommunikationsüberwachung.
 Also man möchte gerne die Telekommunikation an der Quelle überwachen und das geht eben normalerweise nur indem man sich in die beteiligten Gerätschaften reinheckt.
 Aber dafür geht ja nicht so einfach, ne?
 Also um sich in sowas reinzuhacken, in so moderne Betriebssysteme brauchst du Lücken, du brauchst irgendwie Fehler in der Software, die du ausnutzen kannst, um deinen Trojaner zu installieren.
 Ja, ganz genau. Und deswegen ist die Frage, wie geht man mit diesen Lücken um? Wie gesagt, der Staat braucht normalerweise eine Lücke um einen Trojaner zum Beispiel auf einem iPhone installieren zu können.
 Für diese Lücken gibt es einen Schwarzmarkt, der da gibt es so windige Hersteller, bei denen kann man die Lücken kaufen, um die dann in seinen Staats Trojaner einzubauen.
 Man kann auch fertige Staats Trojaner bei bestimmten Unternehmen kaufen und dann müssen diese Unternehmen Sicherheit vorher Sicherheitslücken einkaufen.
 Und das Problem bei diesen ganzen Sicherheitslücken ist, dass man die natürlich dann nicht nur einsetzen kann, um vielleicht sogar legitimerweise als Staat sich irgendwo reinzuhacken und keine Ahnung irgendwelche bösen Terroristen zu jagen.
 Sondern diese Sicherheitslücken sind ja quasi in dem iPhone in der iPhone Software generell drin.
 Oder sie sind in der Windows Betriebssystem oder Entwärt oder so generell drin.
 Mit anderen Worten nicht nur der Staat kann diese Lücken ausnutzen, sondern auch irgendwelche Fiesensaberkriminellen oder auch der zum Beispiel der russische Geheimdienst.
 Ja, wie das beim Bundestag ständig passiert ist. Und deswegen, es gibt eben bei diesen Sicherheitslücken das große Problem, wenn man die Geheim hält, um sie als für einen Staats Trojaner auszunutzen, dann können sie auch alle möglichen Cyberkriminellen oder fremde Geheimdienste zum Beispiel ausnutzen.
 Bei einer Worten jede Lücke, die man auf Haldel legt, die man in die Schublade legt, für einen Staats Trojaner ist zugleich ein großer Angriff auf die Sicherheit aller Menschen in Deutschland.
 Und das ist die Kritik, die gesäische für freizerechte und der CCC jetzt an diesem Gesetz üben.
 Wir sagen nicht, der Staat Trojaner darf, also jedenfalls nicht in dieser Klage, der Staat Trojaner darf generell nicht eingesetzt werden, sondern wir sagen, der Staat muss sich sehr genau überlegen, welche Sicherheitslücken er für solche Trojaner verwenden.
 Und das führt jetzt zu dieser Meldung aus dieser Woche, nach der das Bundesinnenministerium offenbar überlegt, so eine Art Sicherheitslückenmanagement einzuführen.
 Und was hat es damit auf sich? Ja, genau. Also diese Sicherheitslücken, die lassen sich ganz grob, das ist jetzt wirklich grob, aber um das ein bisschen plastisch zu machen, in zwei Gruppen einteil.
 Da gibt es zum einen die Sicherheitslücken, die selbst die Hersteller der Software noch nicht kennen.
 Ja, und den bleiben wir bei einer Sicherheitslücke im iPhone. Wenn Apple die auch noch nicht kennen, dann kann Apple diese Lücke natürlich auch nicht schließen.
 Ja, es seiden sie finden sie zufälligerweise selber dann doch irgendwann mal selber raus. Aber im Prinzip muss Apple darauf hingewiesen werden hier in Dane Software, in Oros Software, da im iPhone, da gibt es ein kleine Sicherheitsproblem.
 Und solche noch unbekannten Lücken, die nennt man Zero Days. Und weil sie eben quasi null Tage dem Hersteller bekannt sind.
 Und die sind natürlich extrem gefährlich, weil der Hersteller überhaupt keine Chance hat, sie zu schließen, bis er von ihnen kennt.
 Und dann gibt es auf der anderen Seite Sicherheitslücken, die der Hersteller auch schon kennt, die aber möglicherweise trotzdem, entweder der Hersteller noch nicht geschlossen hat oder die in einem System noch drin sind, weil derjenige die aktuelle Software nicht eingespielt hat.
 Ja, wenn man keine Ahnung, wenn man auf seinem iPhone noch iOS 10 hat, dann hat man einen Trick, man ein iPhone mit sich rum mit 100 und im Zweifel von Sicherheitslücken, weil das einfach nicht mehr aktuell ist.
 Ja, heute gibt es iOS 12 für die Leute, die kann iPhone haben. Also insofern gibt es zwei Gruppen von Sicherheitslücken und die Teese der GFF ist jetzt, der Staat muss die unbekannten Sicherheitslücken sofort dem Hersteller melden, um quasi die Gefahren für die IT-Sicherheit allgemein möglichst gering zu halten.
 Und er dafür seine staatlichen Überwachungszwecke nur Sicherheitslücken einsetzen, die der Hersteller schon kennt und die einfach in einem System deswegen noch drin sind, weil z.B. der Benutzerte Systems beim Abdäten geschlammt hat.
 Denn das sagen wir, ist eine von einem vernünftiger Kompromiss, dann kann der Staat noch hacken, er kann vielleicht etwas schwieriger hacken, aber er kann sich immerhin, wenn er das denn wirklich für Nötig hält, noch in die Systeme irgendwie reinschleichen, aber erhält eben keine Lücken mehr vor dem Hersteller geheimen und gefährdet damit nicht die IT-Sicherheit weltweit.
 Aber was planet ihr das Innenministerium? Das Innenministerium hat sich ganz lange davor gestreut. Das Innenministerium wollte ganz lange im Grunde sagen, lass ihr fern, die Sicherheitsbehörden können machen, was sie wollen auf diesem Gebiet.
 Der Druck ist aber immer größer geworden, auf das Innenministerium ein vernünftiges Management für Schwachstellen einzuführen, mit anderen Worten sich einfach Gedanken darüber zu machen.
 Bislang gibt es da einfach offiziell gar keine Regelung, da können die Behörden einfach einsetzen, was sie wollen. Jetzt wird das Innenministerium aber so langsam, was sicher gezwungen durch den politischen Druck, z.B. auch aus der Zwiegesellschaft, die Stiftung eine neue Verantwortung hat da jetzt vor einiger Zeit ein längeren Bericht veröffentlicht, was man da so tun könnte im Bereich Management von Sicherheitslücken.
 Und so wird das Innenministerium jetzt immer mehr gezwungen, mal darüber nachzudenken, ob man ein Konzept schreibt, welche Sicherheitslücken gemeldet werden müssen und welche Sicherheitslücken weiter geheimgehalten werden dürfen.
 Und deswegen bemerkenswert, weil Horst Seehofer das jetzt verkündet hat vor einigen Tagen. Und zwar gegen den erklärten Willen seines Ministeriums.
 Also die Fachleute aus dem Innenministerium, meinen wohl mehrheitlich nach wie vor, wenn dieses Lassgefähr ist eine super Sache, wir haben natürlich mehr Freiheit.
 Und dann füllt sich ja nichts gebunden und so macht man. Und Horst Seehofer hat jetzt mal verkündet, es hilft ja alles nix, wir müssen zumindest mal über eine melde Pflicht von Sicherheitslücken nachdenken, d.h. also das alle frisch gefundenen Sicherheitslücken, dem Hersteller gemeldet werden.
 Also wie wir sind gespannt, ob das sich tatsächlich durchsetzt und weil wir aber alleine auf die Einsicht von Horst Seehofer nicht vertrauen wollen, haben wir das Bundesverfassungsgericht mit dieser Frage beschäftigt.
 Nicht zum ersten Mal übrigens, wir haben das im Sommer im August schon mal getan. Mit einer ähnlichen verfassungsbeschwertung, da ging es halt ein Schraffprozessordnung.
 Wie gesagt, die GFF das am Ralsai am Rande erwähnt, aber ich bin natürlich da auch nicht neutral als Vorsitzender, finanziert sich über Spenden.
 Also falls das jemand unterstützt und zwar findet, wir packen den Link, weil die schon uns.
 Jetzt kam diese Woche, beziehungsweise heute war das, ne? Heute oder gestern? Das weiß ich gar nicht. Die überraschende Meldung, Neues von Brexit und zwar gleich in zwei Geschmacksrichtungen, die eine.
 Es wird immer spannend, es spitz ich eigentlich eher zu. Da kam jetzt die Neustewendung oder zwei neuewendung, 3same verschiebt die Abstimmung, die sollte eigentlich jetzt morgen.
 Also Dienstag stattfinden über diesen mit der EU ausgehandelten Vertrag zum Brexit und dann kam auch noch die überraschende Meldung, dass der europäische Gerichtshof den Exit von Brexit erlaubt.
 Das ist Großbritannien wohl erlaubt aus dem Brexit wieder zurück zu treten. Fangen wir mal mit letzterem an. Also Exit von Brexit, Rücktritt von Brexit, EWGH hat da die Möglichkeiten skizziert, wie sehen die aus?
 Ja, das ist wirklich sehr spannend. Vielleicht ganz kurz noch Recap, wie das so ablauf mit dem Brexit regelt im Prinzip Artikel 50, der EU-Vertrag ist, der regelt im Prinzip an der zwei Jahresfrist.
 Der Brexit tritt automatisch in Kraft zwei Jahre nach der Kündigung. Das heißt, in diesem Fall ist es so, dass das für eine die Kündigreich im März 2017 gegenüber der EU erklärt hat, dass es aus der EU aussteigen will.
 Und damit wird der Brexit, wenn jetzt nichts weiter passiert, am 29. März 2019 am Ende dieser zwei Jahresfrist wirksam.
 Dann wäre quasi das war eigentlich die Kündigreich von Großbritannien in Nord-Eeland einfach raus aus der EU ohne weitere rechtliche Bindung.
 In diese zwei Jahresfrist lässt sich zwar verlängern, so steht es in Artikel 50 EU, aber nur wenn die anderen Mitgliedstaaten das einstimmig beschließen.
 Wenn ein Brexit normalerweise oder überhaupt ein Exit aus der EU normalerweise mit einer festen zwei Jahresfrist abläuft und sich diese Frist nur verschieben lässt und von einer quasi Beendigung der Frist von einem Exit aus dem Exit im Artikel 50 nicht die Rede ist, funktioniert das dann trotzdem.
 Politisch war eigentlich immer klar, dass muss gehen. Das kann also irgendwie nicht sein, dass man ein Land aus der EU quasi rauswürft, wenn es zwar einmal den Exit gewollt hat, sich inzwischen das aber anders überlegt hat.
 Denn natürlich ist die EU auf Expansion ausgerichtet auf Erweiterung und auf Fortschreiten der Integration und nicht darauf, dass Leute aussteigen, nicht umsonst ist der Artikel 50 auch so extrem knapp geregelt oder knapp gefasst.
 Der war dafür geschrieben, dass er nie Praxis wird und jetzt mit einmal ist Wetter Wahnsinnig relevant. Aber die Union ist die Frage, wie ist es rechtlich?
 Und der europäische Gericht zur Verluchsenbuck hat jetzt entschieden, dass diese Schwelle zum Exit von einem Brexit niedriger ist als gedacht.
 Er hat nämlich entschieden, dass jeder Mitgliedstaat, der einmal den Exit erklärt hat, einseitig diese Mitteile über den Austrittener Artikel 50, der so ufer Tages zurückziehen kann.
 Einseitig und ohne weitere Bindungen, es gibt nämlich nur zeitliche Grenzen. Dieses Recht zum Exit aus dem Exit endet unter zwei oder in zwei Situationen zum einen, nämlich wenn ein Ausstieglerabkommen in Kraft getreten ist.
 Das ist beim Brexit ja noch nicht der Falles, gibt ein Entwurf, der ist aber nie nur noch von keinem Parlament beschlossen. Oder das Recht zum Exit aus dem Exit endet außerdem, wenn die zwei Jahresperiode plus eine eventuelle Verlängerung abgelaufen ist.
 Aber so lange die zwei Jahresperiode gegebenenfalls mit Verlängerung läuft und keine Ausstiegsabkommen in Kraft ist, kann zum Beispiel das UK einseitig jederzeit sagen, wir haben uns anders überlegt, wir bleiben dabei.
 Und du kannst quasi aus dem Brexit zurücktreten, wenn er noch nicht vollzogen ist und wenn es noch kein Abkommen gibt. Also das sind ja nur den Banitere gehören.
 Und vor diesem Hintergrund sollte nun also am Dienstag, also morgen, wir nehmen Montagarmd auf, die das britischer Parlament über das Abkommenabstimmen, was zur Isame mit der Eukommission ausgehandelt hat, was extrem umstritten ist.
 Und das hat jetzt zu Isame verschoben, sie hat gesagt, wenn das Wort umwiegeplant abgehalten worden wäre, wäre die Brexit-Abmachung deutlich abgelehnt worden, da hat sie denke ich unsweifelhaft recht.
 Das ist ziemlich unstrittig rund 100.315 Abgeordneten, ihre eigenen konservativen Partei hatten angekündigt, das Abkommenabzulehnen.
 Jetzt will Theresa May in der EU nachverhandeln dieses Abkommen, also da ist am Wochenende der letzte Gipfel, der letzte EU Gipfel in diesem Jahr und sie hat jetzt ja, weil sie nicht zwei, drei, vier Tage noch Zeit, um da vielleicht Nachverhandlungen in Gang zu setzen.
 Und wann die nächste Abstimmung stattfinden wird, ist völlig offen. Und die EU-Kommission hat schon gesagt, also Nachverhandlungen, lehnen wir kategorisch ab, eine sprecherin sagte, dieser Deal ist der beste und der einzige mögliche Deal.
 Wir werden die Vereinbarungen, die jetzt auf dem Tisch liegt, nicht nachverhandeln. Die EU-Kommission geht davon aus, dass Großbritannien die EU wie angekündigt am 29. März verlassen wird.
 Und das Kernproblem ist natürlich, dieser Vereinbarung, die ausgehandelt wurde mit diesem wichtigen Punkt des Backstops, also das, worauf die EU bestanden hat.
 Das ist auf gar keinen Fall eine harte Grenze zwischen Nord-Illand und der Republik-Illand geben wird, Republik-Illand bleibt in der EU, Nord-Illand gehört zum Vereinigten Königreich und wenn das rausgeht, könnte dort eine harte Grenze entstehen.
 Das will die EU, wie jedenfalls verhindern, hat deswegen diesen etwas komplizierten Backstop eingebaut, der aber unter dem Strich dazu führen kann, dass es eben in Großbritannien oder im veranigten Königreich unterschiedliche Rechtssysteme gibt in Schottland-Wales-England, das eine und in Nord-Illand ein bisschen ein anderes, das verhindert, dass es eben zu Irland ein Harte Grenzen gibt.
 Das ist so, dass der Kernpunkt über den sich die Brexit hier aufregen. Ja und jetzt ist die Frage, was sind die Optionen? Also wann die nächste Abstimmung stattfinden wird, ist unklar? Nachverhandeln scheint mir unwahrscheinlich, oder?
 Ulfas, denkst du, dass die Kommission dieses fast noch mal aufmacht und sagt? Nein, das kann man glaube ich auch. Also die Kommission hat überhaupt keine Veranlassung, der noch mal nachzuverhandeln.
 Denn letztlich spielcher der große Druck des Harten Brexit zurzeit, deutlich der EU in die Hände. Denn das ein harte Brexit für alle Seiten nachternhaft wäre, ist klar, aber die Hauptverlierer werden denke ich schon die Briten.
 Und das ist eine Erkenntnis, die sich so langsam aber sicher auch durchsetzt, du hast es eben schon gesagt Philipp, es gibt zwar keine Mehrheit für dieses Brexitabkommen, es gäbe aber überhaupt gar keine Mehrheit für einen Harten Brexit. Und das der Punkt ist, wenn dieser, dieser Deal nicht kommt, dann gibt es zunächst mal nur noch die Optionen des Harten Brexit.
 Und das Problem ist, dass da ja eben die Uhr tickt, wie gesagt, das sind im Grunde nur noch gut drei, drei halben Monate bis am 29. März, wenn jetzt nichts mehr passiert, dass die UK die EU verlassen müsste.
 Und deswegen ist diese Entscheidung des europäischen Gerichtshofs so wichtig, das steht auch ausdrücklich drin, weil sie nämlich dazu führt, dass den Abgeordneten im britischen Unterhaus jetzt nicht nur zwei Optionen zur Entscheidung vorliegen,
 nämlich Hater Brexit oder Brexit Deal, sondern auch die Option diesen ganzen Brexit abzublassen. Und da ist dann nur die Frage, ob man über diese Frage Brexit ablasen, ein neues Referendum durchführen soll, oder ob das einfach quasi durch eine Regierungsentscheidung passiert.
 Freienacht der Motto, ein Hater Brexit ist zur Zeit die einzige Möglichkeit, weil es keine Mehrheit gibt für den, für den, für den Deal. Deswegen stoppen wir den Brexit ganz, wieder rufen unsere Notifizierung nach Artikel 50 EU um dann quasi in Ruhe nach einer weitere Lösung zu suchen.
 Und diese, diese weitere Lösung, die man in Ruhe suchen könnte, wäre dann, oder könnte dann zum Beispiel ein neues, eine neue Vorgesetzabstimmung über die Frage sein, ob man es ein weiteres Mal versuchen soll mit diesem Brexit Deal oder ob man dieses ganze Projekt nicht vielleicht einfach abgeben kann.
 Ja, das sind, also dieses Referendum, das ist so bis zum 29. März eigentlich kaum mehr zu machen selbst, also da gibt es da nicht.
 Bis dahin nicht, da gibt es natürlich jetzt viele Stimmen, die merken sich auch ein zweites Referendum abzuhalten. Aber ich denke, dass es in der Zeit kaum mehr möglich ist.
 Deswegen, deswegen bei dieser Entscheidung ist es so, ja, ja, so wichtig, weil sie im Grunde vorzeichnet, klar, also Referendum geht nicht mehr mit wirklich eine Klarheit herzustellen, bis Ende März wird man nicht mehr schaffen.
 Dann müsste man einfach, das ist so oft, muss man so offen sagen, dann müsste man den Brexit ablasen und einfach neu entscheiden lassen, dass Volk auf der Grundlage des Brexit-Diels, den es jetzt gibt.
 Und da muss man ganz ehrlich sagen, dann würde auch endlich mal mit offenen Karten gespielt, dann hätte man nämlich die Option auf dem Tisch, die realistischerweise überhaupt bestehen, nämlich EU wie bisher oder Brexit.
 Das werden ja die beiden realistischen Optionen, da bin ich gespannt, wo für die Leute stehen.
 Wo für die Leute stehen, manchmal die Remainer sagen natürlich, wir stimmen nur über Hard Brexit oder Fall in ab.
 Wir stellen diesen Vertrag gar nicht zur Abstimmung, aber das glaube ich, ist unrealistisch. Die Frage ist natürlich, kann man dann immer ein und austreten und dann sagt man, ja, jetzt läuft die zwei Jahresfrist wieder, Anne jetzt zieht es wieder zurück.
 Ich finde, ich finde, das ist natürlich die Frage, die sich auftränt Philipp erheben, wir haben ganz genau hinguckt, der Brexit-Diel beinhaltet doch der Sache nach sowieso ein aufschieben des Brexit.
 Das ist doch gerade der Witz, dass am 29. März nach diesem Brexit-Diel eine Phase in Kraft treten würde, einen Phase beginnen würde, die de facto zwar ein Austritt bedeutet, aber rechtlich alles wieder so lässt, wie es während der Mittellenschaft in der EU war, minus stimmen recht des UK in der EU-Institution.
 Und da muss man ganz ehrlich sagen, der Unterschied zwischen wir Cancel den ganzen Brexit und verhandeln nochmal in Ruhe oder lassen nochmal abstimmen auf der einen Seite.
 Und dem Brexit-Diel ist so groß nicht und wenn man ohnehin erstmal die jedenfalls die Wirkungen des Brexit zwei Jahre aufschiebt, dann ist es noch eigentlich sogar die konsequente Lösung zu sagen, wir Cancel den ganzen Brexit und wir denken nochmal im Ruhe nach, ob das nicht von vor an rein schnappt.
 Da bin ich jetzt mal gespannt, wie Sie das in den nächsten Tagen entwickeln, das ist heute halt sehr frisch, aber da bin ich mal gespannt, wie sich da die Debatte so noch entwickelt mit dieser Eugieha-Inscheidung.
 Wir blicken nach Frankreich und da toben natürlich schon seit einigen Wochen, knapp 4 sind es glaube ich jetzt durchaus rasante Gewaltsame Proteste gegen Macron, gegen alles Mögliche, da reden wir gleich ein bisschen drüber, die sogenannten Gelbwesten haben für massive Ausschreitung gesorgt, Honade Festnahmen.
 Und da war jetzt, stand immer im Raum ja wie reagiert denn Frankreichs Präsident Immanuel Macron drauf und heute hatte eine Rede zur Lage der Nation gehalten, da können wir natürlich in der Lage der Nation nicht einfach so drüber weggehen.
 Mit ein paar Stichbungen ist er im Kern den Protesten den Gelbwesten doch sehr entgegengekommen, also er hat Entlastungen bei vielen Sozialabgaben versprochen, der Mindestlohn soll um 100 Euro pro Monat ersteigen, auch überstunden sollen frei von Steuerabgaben und anderen Abgaben sein.
 Also da ist Macron und diese viel diskutierte diese Steuer ist ja eh schon begraben worden. Also Macron ist da auf der Oberfläche den Gelbwesten diesen Sozialprotest sehr entgegengekommen und da ist natürlich die Frage, wird das reichen, liegen die Probleme nicht viel viel tiefer und wir haben vor der Rede von Macron an die Lage der Nation gesprochen mit Ulrike Guru.
 So, sie ist Prof. Prof. Renn für Europa-Politik und Demokratieforschung an der Duner Universität in Krems in Österreich und sie ist Direktoren und Gründerin des European Democracy Labs eines sogenannten Think Tankshin-Belina, also einer Firma letztlich, die sich gedanken macht über Europa europäische Politik und wie es so weitergehen könnte.
 Und weil wir natürlich die Gelbwesten hier an dieser Stelle in der Lage zum ersten Mal aufgreifen, muss die erste Frage natürlich sein. Wie sein, wer sind denn diese Gelbwesten?
 Wir sind die Gelbwesten. Die Gelbwesten sind Französische Wutbürger, die eher aus der Provinzkopfrangreich ist ja ein stark zentralisiertes Land mit einem sehr großen Stadtlandgefälle.
 Eine Stadtlandgefälle, das man sich in Deutschland gar nicht so klar macht oder vorstellen kann. Wir haben ja im Grunde verschiedene große Städte, Düsseldorf, Hamburg, München, Stuttgart und so weiter.
 Keine der deutschen Städte aus der Berlin ist über drei Millionen. Und jetzt muss man sich vorstellen, dass also Paris eine Stadt ist mit einem Einzugsgebiet von ungefähr inzwischen 15 Millionen.
 Das ist ein Drittel der Franzosen, die da wohnen und die anderen zwei Drittel wohnen auf dem Land. Und auf dem Land gibt es nicht mehr diese ganzen vielen Städte, die Deutschland dazu bieten hat.
 Und insofern diese Stadtlandgefälle bedingt eine ganz starke Kluft auch zwischen der eher provincialen Landbevölkerung und dem Großraum Paris der Metropole.
 Da artikuliert sich jetzt eine enorme Wut von Bürgern, die sich nicht mehr gehört, nicht mehr gesehen und die sich verlassen fühlen.
 Was sind denn eigentlich abgesehen von dieser Wut, die verbindenden Thesen oder die verbindenden Gedanken der Gelbwesten?
 Sind das eigentlich neue Themen, die jetzt aktuell aufgepoppt sind oder sind das Themen, die sich schon seit vielen Jahren beobachten lassen?
 Ja, es sind eigentlich die ersten Proteste in Frankreich, sondern wir leben ja seit einiger Zeit, seit zehn, 15 Jahren praktisch einen latenten Prozess, Proteste der Bevölkerung in Frankreich.
 Das waren erst die jungen Bürger, die da die Riot's gemacht haben, 2004, 2008, den Vororten.
 Man hatte immer den Blick sehr stark auf die Vororte und dann wurde immer so gesagt, das sind natürlich so diese Araba-Francosen mit Französchen passt, die wenig Chance auf den Bildungsmarkt haben, die den Vororten wurden und die sind das soziale Problem.
 Jetzt sagen aber alle Studien, also ein Buch, uns mal zu zitieren, Christoph Gieler, Frungsperiferie, alle Studien sagen, dass man auf diese Vororte inzwischen in Frankreich sehr gut geschaut hat, da sind auch viele Mittel hingeflossen, also per Kapitor und für 196 Euro pro Kopf, die man also investiert hat in anstriche neue Farbe, Jugendhilfe in den Vororten.
 Aber da wo das Geld nicht hingegangen ist und da bin ich jetzt bei dem typischen Gelbwesten mitläufer, ist halt, sagen wir mal irgendein Dorf in Lorraine, wenn sie damit von Frankreichwort nach Paris mit dem Zug fahren, wir fahren quer durch Lodringen und sie sehen ein verfallenes Dorf nach dem anderen und die Zahlen sagen, dass für diese ganz normalen Franzosen sind halt sechs Euro pro Kopf ausgegeben worden, wenn es darum geht Infrastruktur und Erhaltung des Lebensumfels.
 Und das sehen die jetzt, da ist nichts mehr, also es gibt sozusagen wie in im Grunde diesen verweisten Regionen im deutschen Osten, gibt es da kein Briefkasten mehr, keine Bahnanbindung mehr, keine Schnellstraße mehr, kein Supermarkt mehr, keine Kneipe mehr und dann verwarlos eben soziales Leben und ich glaube ein Großteil dieses Protestes speist sich aus diesem Gefühl des Abgehängtseins.
 Aber was sind denn jetzt die Vordergründungen, wie offensichtlich in Anliegen? Also die Dieselsteuer, die wurde ja immer wieder genannt als Anliegen?
 Ja, genau, das Diesel war nur das Anliegen, weil Macron hat ja eine ganz große Reformagenda, diese Reformagenda ist ja eigentlich das sehr im Prinzip den französischen Sozialstaat oder überhaupt den französischen Staat und seine Staatsausgaben grundsätzlich umbauen will.
 Also das Schlagwort von Macron war immer Start-Up-Nation, Land-Nation-Start-Up-Start-Up-Nation und es hat natürlich viele mit zu tun, mit Verwaltungsabbau, mit Bürokratieabbau, aber eben auch mit ganz vielen Reformen, Rentenreformen, Sozialreformen, Gesundheitsreformen und so weiter.
 Also vieles, was man in Deutschland auch immer permanent auf der Reformagenda hat.
 Davon hat Macron einiges angegangen. Das waren auch Sachen, die wir getan haben, so ein bisschen wie bei uns die Hartz-Firroform-Wegitan haben.
 Und ein Beispiel ist zum Beispiel diese Abschaffung der Vermögensteuer, ja. Ist natürlich auch, ich sag mal, nach hinten losgegangen, weil damit hat Macron ja jetzt den Anstrich bekommen, dass seine Reformen zwar Modernisierungsreformen sind, aber immer nur der besseren, den besseren Teil der Bevölkerung eigentlich zugute kommen.
 Wenn sie eine Vermögensteuer abschaffen, aber dafür eine Dieselsteuer einführen. Und deswegen ist das glaube ich so der auslösende Zünder gewesen, hat sich einfach der Einwurg verstärkt, dass Macron eine große Reformagenda hat.
 Und das Land modernisieren will, dass die Reform aber alle so angelegt sind, dass sowieso die, die in den Städten sind, die jetzt schon besser verdienen, besser gestellt sind und so weiter.
 Dass die von diesen Reformen auch noch profitieren, während die, die da auf dem Lande sind, die das Auto unbedingt brauchen, um zur Arbeit zu fahren, weil sie sich eh schon nicht leisten können, in Paris zu wohnen, die werden jetzt auch noch kräftiger bestört.
 Aber stimmt denn dieser Eindruck tatsächlich, ist denn die Reformagenda von Macron so ungleich, dass sie tatsächlich die Spaltung, die sie gerade beschrieben haben, auch noch vertieft?
 Es stimmt, wie immer, lichtertäufel im Detail, ich müsste viele Argumente sozusagen ausholen können, um das auszudifferenzieren, aber ich gebe Ihnen mal einen Beispiel.
 Also bleiben wir mal bei der Vermögensteuer, die wahnsinnig symboltrechtlich ist, die Steuer der reichen mit abgeschafft so.
 Was es stimmt, natürlich wird die jetzt irgendwie mal abgeschimmt, abgeschafft, was aber das eigentliche war, ist das Frankreich, die Vermögensteuer relativ niedrig angesetzt hatte.
 Das heißt schon, viele, die man in Deutschland zum Mittelstände zählen würde, zahlen in Frankreich, war mögensteuer.
 Das Ziel von Macron war nicht in erster Linie, die Steuern für die Reichen abzuschaffen, die Reichen haben ja sowieso, ich sag mal, den Vorteil, dass ihr Geld halt sowieso immer irgendwo in Sicherheit bringen, ja, Panamau und so weiter.
 Man kriegt die Reichen ja nicht, um das mal auf den Tisch zu legen.
 Und Macron wollte also eher sozusagen die Reichensteuer für den Mittelstand abschaffen, musste sie dafür aber natürlich auch für die Reichen abschaffen.
 Jetzt kann man das mit zwei Augen beurteilen, man kann sagen, ja, da ist jetzt für die Reichen was abgeschafft worden, man kann aber auch sagen, der Mittelstand ist von einer Reichensteuer befreit worden, die den Mittelstand mittelständische Unternehmer auch gedrückt hat.
 Also insofern gibt es da schon zwei Sichtweisen darauf. Ich glaube schon, dass übrigens muss man bei dieser Vermögensteuer auch wissen, Lampus-Volegraum-Fortgülen, dass auch Ola und der Auchsachgur, sie auch Schirak wollten, die schon abschaffen.
 Ja, weil im Grunde hat die im Grunde für die dann sehr wenigen superreichenden Frankreich natürlich nur ein symbolischen Wert, ja.
 Und trotzdem war es gerade der symbolische Wert, an dem sich das dann entzündet hat.
 Insofern muss man halt immer gucken, was ist der symbolische Wert bei so einer Steuer, aber bei so einer Reform und was ist der sozusagen reale Wert für das französische Staat-Seckel?
 Begünstigt eigentlich das politische System in Frankreich soziale Spaltung? Also gibt es ein Repräsentationsdefiziet, das heißt, in bestimmten Grumpen süstemartisch einfach nicht im Parlament repräsentiert?
 Ja, mit Verlaub, wir führen in Deutschland die gleiche Debatte. Ja, wir haben in Deutschland das gleiche Stadtland-Gefälle vielleicht nicht ganz so krass, weil wir halt diese ganzen mittleren Städter haben, ich sag mal Heidelberg, Ulm Augsburg, was wir da alles noch so haben.
 Und jede Stadt hat eine Industriegebiet und dann funktioniert das irgendwie aus, wenn fahren Sie mit Deutsch durch deutsche Meter Autobahn und alle 20 Kilometer sind eine Abfahrten, das die neue Stadt, ja.
 Also wenn Sie von die Jean-March-Bordopharen fahren, fahren Sie durch 500 Kilometer Sonnenblum.
 Insofern hat Frankreich ein soziales Gefälle, aber diese soziale Gefälle haben wir auch in dieser Übrens-Groß-Bretanien auch. In Deutschland gibt es 15 Millionen Arme nach Sozialstatistik, in Großbritannien gibt es 14 Millionen Arme nach Sozialstatistik, das heißt, alle Industriestaaten, übrigens auch die USA, haben jetzt ein neues Gefälle zwischen Arm und Reich und das hat sich in den letzten 15 Jahren Kolosal verstoben, auch in den Westeuropäischen Industriestaaten.
 Also da würde ich Frankreich gar nicht mal so herausnehmen und natürlich hat das viel zu tun mit Steuereform, sozusagen, wo man, wie hat man liberalisiert, wer hat von den Liberalisierung und digitalen Schüben der Wirtschaft der letzten 15 Jahre profitiert.
 Ja und das waren bestimmte gebildete Klassen und andere eben nicht, die halt ihre Jobs verloren haben in den Modernisierungsprozessen der letzten Jahre.
 Da würde ich Frankreich nicht so rausnehmen, die eigentlich interessante Frage ist, warum Frankreich so wahnsinnig schwer damit klar wären, andere Länder noch irgendwie damit klar kommen.
 Ja, also sagen wir mal Japan, die Bundesrepublik, wer auch immer es gibt schon Länder, wo man das Gefühl hat, man kommt so ein bisschen besser damit klar und es gibt Länder, die kommen eher nicht damit klar.
 Bei Italien zum Beispiel fällt das ja völlig auseinander, Nord-Italien kommt gut damit klar, Süd-Italien kommt nicht damit klar. Und allgemein gilt, rohrale, also städtische Metropolregion, kommt damit irgendwie klar und die Literitore, die ländliche Region jetzt nicht.
 Und deswegen würde ich sagen, mehr noch als ein Modernisierungsproblem hat Frankreich eigentlich ein geografisches Problem.
 Sie können nun mal nichts dafür, dass sie seit Jahrhunderten dieses Paris in der Mitte und vielleicht noch Leon und sonst nichts haben.
 War einer Fläche, die aber ein Drittelgrößer ist als die Bundesrepublik. Also sie haben die Bundesrepublik hat 60, 80 Millionen Einwohner, Frankreich 60, aber Frankreich ist ein Drittelgrößer als die Bundesrepublik Deutschland.
 Das muss man sich schon mal klar machen. Und auf dieser Riesenfläche gibt es in Frankreich zwei Metropolregionen, die so ein bisschen drumherum was ziehen. Das eine ist Leon und das andere ist halt der Großraumparis.
 Der Rest des Land. Das ist als hätten sie in Deutschland. Ich sag mal so ein riesengroßes Frankwort und drumherum nur Brandenburg.
 Und dann, wenn wir das so mal so mal beleuchten würden, dann würde man wahrscheinlich viel besser verstehen, warum auch diese Begriffssetzungen, die wir ja im deutschen Diskurs immer haben.
 Frankreich ist reform und fähig und so weiter. Frankreich kann nicht sparen, Tata-Tita-Tata. Das ist natürlich eine sehr deutsche Brille, die eben auch aus einer deutschen,
 ich sag mal geografischen, homogenen Wirtschaftsstruktur, wo überall so ein bisschen Mittelstande, kleine Stadt und so. Wir reden halt so. Aber in Frankreich ist das so nicht darstellbar, wo nichts ist, kann nichts reformiert werden.
 Insofern ist ja für Frankreich mal die erste Frage, bauen die damals was hin. Ja, fahren Sie mal nach Klamon für Rom, fragen Sie sich. Wenn ich hier was haben will, da geht es nicht darum, die sich den Mais reformiere, sondern es geht darum, was baue ich dahin.
 Ja, der deutsche Füderalismus liebt ja davon, dass in schwachen Regionen dann Behörden angesiedelt werden oder Hochschul- oder Forschungsinstitutsche ganz abgesehen davon, dass das Stadtlandgefäde ohne Hingeringer ist als in Frankreich, das haben Sie ja gerade geschildert.
 Was kann denn Macron nun machen, um das zu ändern?
 Ja, also genau das. Also der ist ja gesagt, die eigentliche Frage ist nicht, was kann reformiert werden, sondern was baut man dafür, leicht mal hin. Ja. Und das erste, die ich mein Frankreich hat, diese Schritte ja auch in die Wege geleitet.
 Wir können uns ewig darüber streiten, warum die halt eine Revolution hatten und darauf, dann eine Zentralisierung entstanden ist und den Sonnenkönig hatten und dann kam Napoleon.
 Aber wir können auch 300 Jahre französische Geschichte nicht rückgängig machen. Man kann den Franzosen das auch nicht vorwerfen. Ja. So was sind ja gewachsenen Strukturen.
 Und wenn wir jetzt zum Beispiel dieses kandalautemobile Stuttgart Automobil-Cluster, dann ist ja so ein Klaster nur deswegen darstellbar, weil den Baden-Württemberg sind alle Autobauer, aber auch alle Fachhochschulen, auch alle Frauenhofer-Institute.
 Und dann ist also Innovation, Förderung, staatliche private Forschungsförderung, plus das Auto, was am Ende dabei herauskommt und die Zulieferbetriebe, das ist dann eben alles in Baden-Württemberg.
 Das ist aber eine über im Grunde 150 Jahre gewachsene TÜVTLA Struktur. Ja. Die kann man ja nicht einfach so auf die grüne Wiese bauen, sondern solche Klaster, wie man sie nennt.
 Deswegen heißen sie auch Klaster, die entstehen eben. Deswegen sprechen sie in keiner Ahnung Nordamerika vom Universitätsklaster, MIT, Princeton, Yale.
 Ja. Und das wollen die Franzosen ja jetzt auch machen. Also Macron fängt ja an 2016, schon noch vor Macron.
 Haben die Franzosen eine Gebietskörperreform gemacht. Die Franzosen machen jetzt im Grunde Regionen, Bildung aller Deutschlands, soll heißen.
 Es gibt eine große Diskussion über das sogenannte Le Grand-Elsaus, also wo drei älseische Regionen in einer Verwaltungsregion zusammengeführt werden.
 Es wurde jetzt zum Beispiel die Overnia mit Leon zusammengeführt, genau aus dem Grund, dass die Stadt Leon, die ja gut funktioniert und die Arbeitslosigkeit von 4% hat, dass die administrativ mal zusammengeführt wird, mit dem, der ich sag mal, etwas hinterwältlerischen Overnia, wo es außer Frommarschlöhe, also gut im Blauschannel Käse,
 eigentlich jetzt nicht so viel gibt, was verkaufbar ist. Ja. Und in dem Moment wo sie aber dann so eine arme Stadt und so eine reiche Stadt und so ein armes Hinterland zusammenführen,
 erhoffen sich halt die Franzosen, dass sie über diese Gebietskörperreform eben auch neue Funktionsregionen gründen, die dann administrativ eben genau das machen können, was sie angesprochen haben.
 Wie kriegen wir hier einen Klaster hin, einen Flughafen, eine TGW-Anbindung, das einfach mal was entsteht, ja, so wie zum Beispiel Toulouse ist ja noch so eine Ausnahme, da ist halt Erbus.
 Und jetzt ist halt die andere Frage unter welchen Bedingungen machen, dass die Franzosen. Ich glaube sogar Macron hat das auf dem Schirm. Und wenn wir den Franzosen jetzt zwei Sachen geben würden, nämlich erst mal Zeit und zweitens wir würden ihn noch erlauben, viel Geld auszugeben,
 dann könnten die halt investieren und in 20 Jahren hätte Frankreich genau dieses mittelständische Gewebe, was wir jetzt in Frankreich suchen und warum die gelben Westen losgehen, weil halt wenn in einer Stadt im Momenten verbrickt zu macht, dann gibt es da keine mehr, ja.
 Da muss man halt 500 Kilometer woanders hinfahren. Aber Macron hat ja die beiden Bedingungen nicht. Weder hat er Zeit, weil jetzt sind die Blauwessen, jetzt ist diese Revolution im Lande sozusagen und der hat auch kein Geld irgendwas hinzubauen und zu investieren, weil EU-Kommission, Sparplutik und so weiter.
 Das heißt die zwei Dinge, die dafür so eine im Grunde Kolossale Umsteuerung, theoretoriale Umsteuerung Frankreichs bräuchte, nämlich Zeit und Geld, diese beiden Sachen hat ja im Grunde nicht.
 Ja, aber was heißt denn das dann jetzt?
 Ja, das heißt jetzt erst mal, dass es kurzfristige Lösungen gibt und das sehen wir ja, also Macron hat ja jetzt erst mal zwei Klose Sachen gemacht, erst mal er ist nicht, er hat nicht den Ausnahmezustand ausgerufen,
 ja ja letzten Sonntag noch sagte, also das hieß ja, Ausnahmezustand im Grunde Proteste tutschlagen, ja, das wäre die schlechteste Eilersung gewesen, das wurde ja Sonntag vor einer Woche diskutiert, das ist nicht, war nicht stattgefunden.
 Und die zweite ist, dass er jetzt mal diese Dieselsteuer an der sich alles entzündet hat, also sozusagen den Brandherd, den hat er jetzt zurückgenommen und erstickt und gesagt, nein, das finde ich jetzt mal ein Jahr nicht statt.
 Das heißt, sie wollen jetzt im Grunde ist, dass vorhaben die Regierung jetzt eine andere Bilanzierung zu machen, nach dem Motto, welche Region hat nur Reform, hatten wir eigentlich alle auf der Gändere, das war ja nicht nur Diesel, ich sag das schon, das war auch das Gesundheitswesen, auch die Rentner-Reform.
 Es gibt auch noch so eine Bewohnheitswohnungssteuer dann diese ein Post-Volegum-Frotun, also in welcher Reihenfolge jetzt welche Reform gemacht werden, ist ja die Frage, wenn ich jetzt den einen Brandherd zurückziehe, macht sie ja nicht sehr viel aus, gleich morgen mit einem neuen Brandherd zu kommen.
 Sondern was die gelben Westen ja wollten, sind ja ganz allgemeine Forderungen, die lauteten, nach wie heißt das mehr Kaufkraft, weniger Steuern, besseres Leben.
 Das ist natürlich, kann jeder irgendwie, ja, können sie, kann man intuitiv verstehen, sie sind auf dem Land, sie sind abgehängt, sie haben auf gut Deutsch ein Scheißleben, ja, nichts mehr öffentliches um sie herum.
 Sie haben sehr wenig Kaufkraft, das machen sich die Deutschen, glaube ich auch nicht klar, ja, das, ich glaube das funder meinteile Problem bei der Perzeption dieser ganzen Krisen, die man ja überall zieht,
 über uns ja auch in Anderlusien und in Italien und auch in franzreichem überall, ist, dass die Deutschen keine Krise hatten.
 Und deswegen verstehen wir, man lernt ja nur Übererfahrung, Herrplatte, ja, wenn sie die Herrplatte nicht anfassen, geht es so, geht es Ihnen ja gut, jetzt haben wir keine Herrplatte.
 Wir sind damit abfragbremue und so irgendwie gut durch diese Krise gekommen, dass die anderen Länder nicht gut durch die Krise gekommen sind und dass die seit zehn Jahren fundamental wanken, instabil sind, sozial porös und sich das immer nur noch verstärkt.
 Das geht in Deutschland irgendwie nicht ins Gehirn, weil wir diese Herrplatter nicht haben.
 Und dann kommen, wenn was überhaupt mal auf den Schirm bekommen, kommen ja immer diese refleksartigen, sollen dies doch so machen wie wir, ja, sollen die doch jetzt mal berufliche Bildung machen, sollen die doch jetzt mal mittelstand machen, sollen die doch jetzt mal, ja.
 Und deswegen habe ich eben versucht, umständlich zu erklären, Klammoferon, wo nichts X ist, nichts, die können nicht in Klammoferon einfach mal mittelstand machen, weil sie brauchen dafür das Klauster und die Kleinbetriebe, in denen sie überhaupt die, wie sagen wir hier, duale Ausbildung, diese Leute überhaupt erst mal,
 die ausgebildet werden können und so weiter und das sind ja Strukturen, die müssen erst geschaffen werden und da sind wir wieder beim Thema Zeit und Geld und da sind wir wieder beim Thema die unmittelbare Lösung ist da nicht in Sicht.
 Frankreich wird einen soziale Unruhe weiter vor sich hinschieben, weil die unmittelbare Lösung, wenn man Macron nicht Zeit und ein Geldspielraum einräumt und ihm mal 20 Jahre lässt um so eine fundamentale Umsteuerung zu man, dann wird man das ein bisschen abdämpfen können,
 man wird die Reform ein bisschen weniger taff machen können, aber man wird das strukturell nicht blösen können.
 Sie beschreiben jetzt Frankreich als ein Land mit massiven strukturellen Problemen.
 Das wird natürlich auch in der französischen Wissenschaft schon reflektiert, also in der französischen Sociologie, insbesondere, gibt es große Vorbehaltung dagegen,
 jetzt immer nur von der Gewalt auf den Straßen zu reden und es wird gefordert, da auch mal diese strukturelle Gewalt in dem Blick zu nehmen, also zum Beispiel ein främdete Arbeitsverhältnisse unter denen,
 besonders Menschen aus unteren sozialen Schichten, extrem leiden oder eben auch Menschen mit Migrationshintergrund.
 Wenn man sich diese ganzen strukturellen Problemen jetzt anschaut, die Ungerechtigkeiten, zum Beispiel auf dem Arbeitsmarkt, die Ungerechtigkeiten durch diese Stadtlandgefälle,
 wie geht es denn jetzt weiter?
 Lasst sich das politisch überhaupt in absehbarer Zukunft reformieren?
 Ja, also ich habe keine Kristallkugel, ich weiß das nicht, aber dass sich das einfach so legen wird, das glaube ich nicht.
 Also ich würde gerne nochmal darauf verweisen, es ist nicht zum ersten Mal das wir soziale Unruhe in Frankreich beobachten.
 Dann gab es 2015 schon in der Mitte der Euro-Sparpolitik, das hat man ja in Deutschland alles nicht mitbekommen, aber als in Frankreich 2012, 2013 sind ja insgesamt und unter ungefähr 800 Industriearbeitsplätze flötend gegangen.
 Machen Sie das mal in Deutschland, machen Sie doch morgen mal vor Wezu, dann gucken wir doch mal, ob es in Niedersachsen ruhig bleibt.
 Und das ist aber passiert. Und dann gab es dann in der Normandie, wo man zum Beispiel so Schlachthöfe zugemacht hat und so, gab es die sogenannten Bonne Rouge, das waren damals die Rotmützen, Bonne Rouge, weil ja dieses revolutionäre, diese Jacobinermütze, ja.
 Das hat damals über die Britannien und über die Normandien nicht herausgekommen, weil die halt nicht nach Paris gegangen sind, ja.
 Die Geldwesten haben sich ja sozusagen von der Provinz nach Paris übertragen und warum ist das so hochgekommen?
 Es ist ja nur hochgekommen, weil die Fernsehkameras immer in Paris stehen und weil die New York Times auch nur darüber berichtet, wenn halt der Triumphbogen brennt und nicht, wenn da in Clermont für Rauvers brennt.
 Und ich glaube, diesmal hat es eine andere Dynamik, ja. Also der Protest, der Sozialprotest, der vor nicht hochgekommen ist jetzt in der Latent,
 insofern glaube ich auf Ihre Frage, das geht nicht so einfach weg, man wird es irgendwie runterdämmen können und irgendwie verstreuen, vertragen können, aber es wird nicht weggehen, es wird bleiben.
 Es ist in der Tag ja die eigentliche Frage, ob sich europäisch attikuliert soll, heißt in Oblitaliener, die Griechen und so weiter.
 Jetzt auch mit Geldwesten, dann hätten wir nämlich im Prinzip so eine Art soziale Krise in Europa.
 Und wenn Sie das denn gut?
 Ich sag mal aus intellektueller, akademischer Sicht will ich jetzt nicht sagen, ich finde das gut, das hört sich ja immer fast schon so, also man das herbeiretet, ja.
 Aber was dann passieren würde, wäre wenigstens, dass wir ein kollektives Bewusstsein darüber haben, dass die Eurozone so wie sie ist, so nicht funktioniert, dass wir ein, dass die soziale Krise eine europäische Krise ist und dass wir eher so, also europäisch begegnen müssen.
 Und das würde vielleicht unsere denkweise, wie wir aus diesen nationalen Denktschapplonen mal rauskommen, wie die Deutschen machen die, so die Franzosen sollen mal so und die Italiener mal so.
 Das würde uns vielleicht mal dieses Paradigma im Denken ändern, indem wir verstehen, dass wir in jedem Land inzwischen eine zugespitzte Armreichverteilung haben, eine zugespitzte Stadtland Krise, das daraus soziale und politische Probleme erwachsen und dass wir vielleicht darauf andere Antworten finden sollten als immer nur national.
 Also das wäre ja, wenn sich sowas ausbreiten würde von Frankreich auf andere Staaten, könnte das ja eine im runde vernünftige intellektuelle Antwort sein, dass uns die Krise maand, die Dinge in Europa neu zu denken und zwar als europäische soziale Krise, auf die wir europäische Antworten finden müssten.
 Ja, das ist in der Tat ein interessanter Punkt, den Sie da ansprechen, denn über alle Kritik an Macron muss man ja festhalten, dass er ein über zogter Europäer ist und den sofern vielleicht sich solchen europäischen Lösungen nicht unbedingt in den Weg stellen würde.
 Auf der anderen Seite ist es natürlich nicht zu übersehen, dass die Krise schon auch ganz zentral eine vertrauenskrise ist gegenüber dem gegenwärtigen französischen Präsidenten.
 Während denn vor diesem Hintergrund neu wahlen in Frankreich, wie ich sei es zur Assemblinge national oder eben auch zum Präsidentenamt?
 Ja, das ist auch so eine deutsche Sichtweise, die natürlich immer voraussetzt, dass das Parlament in Frankreich das ein Parlament viel zu sagen hat, neu wahlen und so weiter.
 Das übersieht natürlich, dass wir in Frankreich ein semi-präsidentiales System haben, wo es immer nur auf den Präsidenten hinausläuft und dann ist schon die Frage, was sollen neu wahlen bringen.
 Nach Macron sage ich mal, kommt nichts besseres. Da muss sich jeder überlegen, dass wir neu wahlen in Frankreich, das sind ja immer präsidentschaftswahlen.
 Dann ist halt die Frage, wen haben Sie denn da im Auge? Davist Marine Le Pen sei, also dass da in Frankreich auch im politisches Warko-Mist an politischen Führern, die französischen Sozialisten sind im Nomenzland, dass sich ein starker Rechterrand aufbaut,
 dass es natürlich Marine Le Pen versucht hat oder Laura Sombloman National wie der Front National, jetzt heißt politisch Kapital zu schlagen aus diesen Gelbwesten.
 Übrigens genau, wie schon, liegt Milonschau auf der linken. Das sind ja zwei große soziale Bewegungen, eine Rechtsanleins in Frankreich Milonschau auf der linken, das Rassombleman National auf der rechten.
 Aber beide mit einer stark sozialen Protestcharakterbewegung beide haben versucht, die Gelbwesten zu vereinnahmen.
 Ich glaube, dass wir Milonschau noch Marine Le Pen, sozusagen strukturell mehrheitsfähig sind, mit Blick auf Sie werden, dass Präsidenten am nicht bekommen.
 Frankreich wird es immer noch schaffen, barrage zu machen, das heißt, es wird immer so ein letzten Stau da am geben, das bloß nicht so ein linksradikaler Milonschau oder so eine rechtsradikale Marine Le Pen, sozusagen Präsident oder Präsident hinwirt.
 Aber die schlimme Situation in der Frankreich ja steckt ist, dass Macron fast wiederwillen, immer noch so gerade Präsident wird und wir trotzdem einen 40+-Brotest im Land haben, der sich gegen den Präsidenten Macron attikuliert.
 Und das lange durchzuhalten, das ist ja im Prinzip und es hat dir der Innenminister Kassen-Nöfletzen Sonntag gesagt, set der MPI von Lithadien-Gercivil, das ist ein Land im Zustand des Bürgerkrieges.
 Und das lösen Sie natürlich mit Wahlen nicht auf, wenn die Wahlen wie in Frankreich systemisch, weil es Präsidentschaftswahlen sind, ein polarisierenden Charakter.
 Und das sind ja düstere Aussichten.
 Wie sagte Ingeburg, Bachmann immer, die Wahrheit ist, den Menschen zu mutbar. Ich weiß gar nicht, ob das düstere Aussichten sind.
 Es wäre einfach mal auch eine deutsche Aufgabe, diese Realität ins Auge zu sehen und das vernünftig zu analysieren und auch zu transportieren. Ich ärgern mich persönlich seit zehn Jahren, das uns seit zehn oder 15 oder 20 Jahren nichts besser sein fällt als der alte Singsang von Deutsch von Syschen Beziehung oder eben der Singsang von, wenn die Franzosen Probleme haben, dann sollen die das mal erstmal alleine lösen und dann sprechen wir wieder mit den.
 Oder aber der Singsang von, wenn die Franzosen Probleme haben, sollen sie es dann mal so machen wie wir.
 Und alle drei Sachen funktionieren nicht und dazu muss man ja auch mal sagen, was hat Macron denn gemacht?
 Er hat ja vernünftige Vorschläge gemacht, wie er für das was er da lösen soll, ein europäisches Gefäß bekommt.
 Das waren seine vier europaplittischen Reden. Haben wir da irgendwie darauf geantwortet? Nein.
 Ja, da müssen wir uns auch nicht wundern, wenn das in Frankreich gerade schiefgeht und vielleicht mal kapieren, dass wenn das in Frankreich schief geht, dann geht es auch bei uns schief.
 Wir können ja Griechen dann fallen lassen und südt die Italien noch dazu. Aber Frankreich ist echt eine andere Nummer.
 Ja, das war rückegerot. Professor für europapolitik und Demokratieforschung an der Donau-Universität in Krems in Österreich.
 Vielen Dank für ihre Zeit, vielen Dank für das Gespräch.
 Ulf, das ist Finster. Finster nicht.
 Das sind in der Tat Finstere Aussichten für Frankreich, weil sie ja im Grunde so eine Art, wie sagt man auf Deutsch,
 dass es in einer Art Deadlock Situation beschrieben hat, ne? So eine Art Sackgasse, wo einfach ganz viele, ganz viele strukturelle Probleme in Frankreich sich überlagern.
 Ich glaube, das zentrale Problem dürfte in der Tat das politische System sein und eben die Gliederung des Landes in ein bis zwei obahne Zentren und der Rest des Provinces sind zwei extrem ungünstige Faktoren, um quasi das Land zu reformieren,
 um irgendwas zu ändern und wir können im Grunde eigentlich noch hoffen, dass es immer nur Macron gelingen wird, die Menschen auf dem Lande mitzunehmen.
 Denn in das Stichwort "Abfrag Premium" hier zum Beispiel ist ja auch gefallen, damit da ist ja so um das Jahr 2008-Hero, um unglaublich viel Geld im Land verteilt worden, um die Wirtschaft wieder anzukohlen.
 Vielleicht fällt ihm ja was in der Richtung ein, um in Frankreich einfach relativ kurzfristig die soziale Situation irgendwie zu entschaffen.
 Ich weiß momentan da auch nicht mehr sozusagen als Ricke-Gerodia viel besser das Land noch kennt als wir beiden denke ich.
 Wir haben eigentlich lange lange verpasst ernsthaft mal über diesen Krieg im Jemen zu reden, dass es ein, ja wie sagt man, das ist unser Fehler, es ist laut Uno eine der größten,
 wenn ich sogar die größte humanitäre Katastrophe gerade auf der Welt, Hunger, Krieg und viele Tote und in dieser Woche gibt es aber so ein ganz, ganz,
 ganz leicht noch Nungsschirmarmorizant. Das haben nämlich Friedensverhandlungen begonnen und das ist endlich mal anlass für uns ein Blick auf diesen Krieg im Jemen zu werfen und da haben wir uns wie gewohnt ein kompetenten Gesprächspartner besorgt.
 Das ist Oliver Rame, ganz herzlich willkommen Oliver.
 Ja, hallo nach Berlin.
 Du bist Journalist und warst einer der wenigen, die dieses Jahr im Jemen waren vor Ort. Du warst dafür ARD Fernsehen und das Deutschlandradio hast für die Medien berichtet.
 Er erklärt auch mal, warum ist das so schwer in den Jemen zu kommen?
 Weil diejenigen, die das sagen haben, keine Interesse haben an westlicher Berichterstattungen und diejenigen, die das sagen haben, das sind in erster Linie Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate.
 Die haben schlechte Presse bekommen, weil wir können uns auch das Gapet diese Vorfälle, Bombard Monsters, Saudis auf jemenitischer Hochzeiten und so weiter.
 Das wollen die vermeiden und deswegen ist es ganz schwer, dort in dieses Land reinzukommen und man muss lange anstehen, man muss alle Hebel in die Wege setzen, bei mir ging es etwa ein Jahr bis ich war preingente.
 Ja, aber es ist dir, Oliver viel mehr gelungen, in den Jemen reinzukommen. Was hast du denn jetzt konkret gemacht als du im Land warst?
 Ich bin im In-Aden gewesen, das war auch die einzige Möglichkeit überhaupt nur in dieses Land reinzukommen. Es gibt ein paar ganz weniger alte Flugzeuge, die da noch hinfliegen von der staatlichen jemenitischen Airline, die das noch dürfen.
 Mit den kann man dort einreisen, aber wie gesagt sehr schwierig, eine sehr lange Prozidur auch.
 Ich hatte dann vor Ort schon über die Kontakte hier mir Stranger organisiert, also Journalisten, jemenitische Journalisten, die mir dort vor Ort geholfen haben, mich dort zu Recht zu finden.
 Und habe versucht, soweit es möglich war, mich auch in die Peripherie von Aden, der Hauptstadt des jemenitischen Südjemen zu begeben und versucht, mal nachzufüllen, wie gut oder schlecht das wirklich diesem Land geht.
 Und da kam auf der Einseite heraus, dass die Region gut versorgt ist. Also es gab volle Märkte, es gab voller Restaurants auch interessanterweise.
 Also dieses Hungerbild, was wir vom jemen immer haben, das stand eher aus dem Norden oder Menschen aus dem Norden flüchten in den Süden in Flüchtlingslager dort.
 Die habe ich auch gesehen, die dann auch sehr ärmlich dort leben müssen, weil auch die Versorgung ganz schwer ist. Denn die Helfen sind quasi gesperrt, auch blockiert wegen Krieg, weil die Kräfte dort eben Angst haben, dass Munition hineingebracht wird.
 Deswegen ist das alles sehr schleppend und die Versorgung ist dadurch schwierig und es fehlt vor allen Dingen an Geld.
 Das heißt, die Reichen, die Wohlehabenden, die haben nach wie vor Geld und die Möglichkeit sich zu versorgen. Aber die vielen Armen, die auch, ich sag mal von der Hand in den Mund leben, die waren sozusagen die ersten Opfer auch dieses Krieges gewesen und diejenigen, die dann von denen wir auch diese schrecklichen Bilder dann aufsehen.
 Jetzt gibt es ja externe Staaten und Staaten, die dort mitmischen und es gibt aber auch auf die kommen wir gleich zu sprechen. Es gibt aber auch interne Kriegsparteien.
 Also erklären uns noch mal kurz und knackig, soweit das eben geht, wer da im jemen eigentlich gegeneinander kämpft.
 Ich würde mal innen anfangen im Grunde, also das sehen wir jetzt auch bei den Friedensverhandlungen, das nähe ich keine Friedensverhandlung, das ist ja noch ein Schritt vor dem Schritt des Schrittes zur Friedensverhandlung, was wir da gerade in Stockholm erleben.
 Dort sitzen zwei Gruppen am Tisch. Das ist zum einen, das die viel beschriebenen Hufi-Ribbeln. Auf der anderen Seite haben wir die sogenannte international anerkannte Regierung des jemen.
 Das klingt schon sehr verschraubt und auch ein bisschen komisch und das ist auch komisch, denn diese Regierung, die zwei international anerkannt ist, hat eigentlich im Land selber keinerlei Anerkennung mehr, sie ist quasi kraft und saftlos.
 Während die Hufi-Ribbeln 2014/2015 einen extrem erfolgreichen Krieg gegen diese Regierung geführt hat.
 Das war ein Krieg, der auch ganz klar gespeist war, durch das begleichen Alterrechnungen, da hat sich ganz viel aufgestaut in diesem Land.
 Und die Hufi-Ribbeln zahlen jetzt dieser Regierung heim und haben das damals auch mit der Folge geschafft 2014/2015, so dass diese Regierung vertrieben worden ist.
 Nach uns war ins Exil nach Saudi Arabien, ist mittlerweile wieder zurückgekommen, weil Arden zurück erobert werden konnte. Die Hufi-Ribbeln wurden dann wieder vertrieben. Und zwar weil eben externe Kräfte wie Saudi Arabien die voran nicht in arabischen Emirate da mitgeholfen haben.
 Ich werde kurz noch zu den Hufi-Ribbeln, weil ich sagte, die haben eine Alterrechnung auf, die gehören zu den Zeitditen, die sind wiederum religiös verwandt mit den Schieten und die Schieten sind hauptsächlich im Iran vertreten.
 Und daher kommt auch immer wieder dieser Vergleich oder dieser Gedanke, dass Iran etwas mit den Hufi-Ribbeln zu tun hat, was schwer zu beweisen ist. Es wird zwar immer wieder kapottiert, aber die Beweislage ist da etwas brüchig.
 Aber die Hufi-Ribbeln haben, wie gesagt, einen sehr erfolgreichen Krieg gegen die Regierung geführt und zwar deshalb, weil sie über die Jahrzehnte gegenkelt worden ist.
 Und jetzt ein paar Stichworte gefallen, welche ausländischen Akteure eine Rolle spielen kannst du das noch einmal für unsere Höre und Töre ein bisschen plastisch zusammenfassen, welche ausländischen Staaten da in diesem Krieg in jedem hinein regieren, quasi rein spielen und auf besten Seite die jeweils einzuhalten sind.
 Ja, bevor ich darauf kommen, vielleicht noch ganz kurz einen dritten Player, der da noch eine ganz große Rolle im Jemen selber spielt, nämlich die sogenannten separatisten des Südens.
 Der Jemen war früher mal ein geteiltes Land, Nord und Südjemen gab es mal. Der Süden war kommunistisch.
 1990 hört hört, gab es auch dort eine Wiedervereindigung. Aber seit dieser Wiedervereinigung haben sich die Menschen im Süden ständig auch gegängelt gefühlt von der Regierung in Sanha.
 Also ähnlich wie die Hufis oder die Seiliten im Norden haben sich die Südjemeniten auch gegängelt gefühlt. Auch die reiben sich jetzt die Hände, dass diese Regierung endlich so schwach ist.
 Und auch diese Menschen im Süden streben nach Unabhängigkeit, weil sie über die letzten Jahrzehnte Seite Unabhängigkeit seit der Wiedervereinigung und Schuligung auch ständig geknebelt worden sind.
 Also diese drei völlig schräg gegeneinanderlauffenden Gruppen haben wir alleine im Jemen und jetzt zu eurer Frage mit was extern läuft.
 2015 griff dann Saudi Arabien ein, zusammen hauptsächlich mit den Vereinigten Arabischen Emiraten und kämpften gegen die Hufi-Ribbeln.
 Könnten sie wieder in den Norden zurück drängen? Und warum tun sie das? Warum sind diese Gruppen eingestiegen, zusätzlich zu den Amerikanern übrigens auch Großbritannienes involviert?
 Für Saudi Arabien ist es hauptsächlich der Gedanke, dass die Hufi-Ribbeln mit dem Iran in einen Boot stecken und das wäre fatal für Saudi Arabien, dass der Erz feinzig auch noch auf der Arabischen Halb-Insel nämlich im Jemen breit macht.
 Die Ämmeren sind eher geostratägische Ziele, da können wir jetzt einfach mal die Höhren und Höhre bitten, eine Landkarte raus so und das ist genau das Schau.
 Wir kopieren wieder eine Landkarte als Kapitelbild rein, das heißt diejenigen, die ein entsprechendes Software, ein iPod-Cast-Line, installiert haben, die können jetzt auf ihr Smartphone gucken und sehen dann eine Karte der Region, deswegen ganz zu der ruhig recht konkret werden.
 Okay, wunderbar. Also diese Landkarte, wenn wir uns die anschauen von der Arabischen Halb-Insel, sehen wir etwas im Norden, die feinigten Arabischen Emirate, wir kennen natürlich Dubai und Abu Dhabi.
 Und wenn von dort ein Schiff startet, Richtung Rotes Meer, müssen diese Schiffe um den Gold von Arden oder durch den Gold von Arden fahren, während die Saudis einen eigenen Hafen haben in Jida, also nördlich des Jemen.
 Das bedeutet, dass weiter gedacht in bei den, vor allem den Arabischen Emiraten, man möchte geopolitische Stabilität haben und die hat man nicht gesehen durch einen wackeligen Jemen.
 Und deswegen versucht man dort Fuß zu fassen, um diesem Land eine eigene Stabilität aufzudrücken, um möglichst zu vermeiden, dass dort vielleicht mal Piratenangriffe auf Schiffe starten könnten, die dann von den Vereinigten Arabischen Emiraten kommen mit Öl geladen oder das womöglich dort der IS oder die andere terroristische Gruppen Fußwassen, die sind nämlich dort auch vertreten.
 Das heißt, die feinigten Arabischen Emirate haben einen geostraktägischen Ansatz und die Saudis sehen eigentlich in den Huthiribellen eher einen Gesanten des Erzfeindes Iran.
 Die Fahneigten haben Arabische Emirate, wollen ihre Schiffe durch Richtung Europa schicken und wollen verhindern, dass da im Sudan so mal Kräfte sitzen, die in das Fleisch erschweren.
 Im Jemen, wenn es im Entschuldigung ist, dass da im Jemen Kräfte sitzen, die in das vielleicht da schweren Schiffe erobern oder angereist.
 Ist ein typotätisch, aber du hast gesagt, die Iran wird immer genannt, ist aber nicht bewiesen, dass er die Huthiribellen unterstützt.
 Im Grunde ist es ganz schwer zu beweisen, in dem Land. Wir hatten ja einigernst davon gesprochen, wie schwer es ist, in dieses Land zu kommen und wir wissen immer, dass in einem Krieg die Wahrheit zuerst stürbt.
 Und es wird natürlich gebietsmüllartig gesagt, dass der Iran involviert ist auf gleicher Höhe mit den Huthiribellen.
 Aber es mangelt ein wenig an Beweisen. Die Waffenlieferungen, von denen ja aufgesprochen wird.
 Das ist auch ein bisschen zweischneidig. Auf der einen Seite lobt sich Saudi Arabien dafür, den Start abzuschotten.
 Auf der anderen Seite behauptet Saudi Arabien immer wieder, dass die Huthiribellen Iranische Waffen benutzen würden.
 Das stimmt auch, weil der alte Machthaber Sali tatsächlich hergegangen ist und recht viele Waffen auch übernommen hatte oder bekommen hat aus dem Iran.
 Das sind aber noch alte Waffen aus den 70er, 80er Jahren, auch 90er Jahren. Das heißt, die Huthiribellen rutzende Prinzipien, die alte Waffenbestände der ehemaligen Diktatur dort.
 Aber es ist schwer zu beweisen, inwiefern der Iran heute noch die Huthiribellen mediterisch mit Rüstungskütern und so weiter unterstützt, da dieses Land der Art isoliert ist auch.
 Und es ist glaube ich relativ unwahrscheinlich, dass sich Iranische, Söldner, Soldaten, Ausbilder usw. in jemen befinden und die Huthiris dort unterstützen.
 Ich glaube aber, was auf jeden Fall sicher ist, dass man sich die Hände reibt in The Iran über jede schlechte Nachzahl, Schlagzale, die dort produziert wird.
 Wie ist denn die Rolle der USA und Großbritannien? Das hast du ja auch schon gesagt, kurz angestanden.
 Ja, die leisteten Logistik, also die Saudis können mit ihren Flugzeugen nicht soweit fliegen. Deswegen gibt es eine Luftbetankung, die wird von den fahrlichsten Staaten vor allen Dingen betrieben.
 Aber die Amerikaner haben im Grunde erstmal einen ganz anderen Feind, die kämpfen gegen Alkaida und gegen den ES und das tun sie mit Drohnen.
 Die Amerikaner haben ähnlich wie die anderen alliierten dort keine Bodendroppen. Sie operieren von See aus, schicken Drohnen oder an welche anderen vielleicht Marschlo-Körper auf Ziele, die sie für ausgemacht halten von dem ES oder der Alkaida.
 Interessant ist auch, dass alle anderen Parteien keine Bodendroppen haben. Deswegen ist dieser Krieg auch so mühselig, denn ein Krieg nur aus der Luft zu gewinnen ist sehr schwierig.
 Die einzigen, die tatsächlich ein paar Bodendroppen entsand haben, sind die Feindigten arabischen Emirate.
 Wie sind die humaninitäre Situation? Also als Ergebnis dieses jahrelang Krieges und dieser internationalen Gemengellage.
 Man muss ja sehen, dass der Jemen immer schon das Armenhaus der arabischen Welt war. Wir wissen, um die enorm reichte Tümer, die diese Staaten dort unten haben, natürlich auch aufgrund der Bodenschätze.
 Und da ist der Jemen nie besonders, oder ist nicht besonders beglückt damit. Es gibt ein paar Öl und Gas vorkommen, aber das ist relativ begrenzt.
 Und das findet dann auch noch im Grenzgebiet zu Saudi-Arabien statt. Das heißt, die haben auch schon von jeher immer einen großen Konflikt gehabt und die Grenzziehung.
 Das heißt, der Jemen war im Grunde auch schon immer angewiesen auf Nahrungsimporte. Das Land ist trocken, es sehr zerklüftet, hat zu wenig Wasser für die relativ große Bevölkerung.
 Sind 25 bis 30 Millionen Menschen, die dort leben. Es ist dafür aber sehr wüstenhaft.
 Das heißt, die Ernährung dort war oder die Nachzuhalten war schon immer sehr schwierig.
 Deswegen war das Land auf Importe angewiesen. Und jetzt ist dieser Import quasi eingebrochen durch den Krieg.
 Und damit ist schon alleine eine Katastrophe vorausprogrammiert. Und durch diese ganzen Sanktionen, die dort jetzt auch noch stattfinden plus, das ist schwer, ist Medizin aufzutreiben und so weiter.
 Muss man einfach sagen, dass es ein bitter armes Land getroffen hat, welches noch zugeschnürt isoliert wird.
 Und ich glaube, den Rest können wir uns einfach auch mit wenig Fantasie und Horror Fantasie hinzudichten.
 Ja, inher hat Klinke das nach einem ziemlich düsteren Scenario, aber auf der anderen Seite gibt es ja, das war ja auch das Stichwort, weswegen wir uns dieses Thema in dieser Woche annehmen wollten.
 Jetzt doch einen gewissen Hoffnungsschimmer. In dieser Woche haben wir einen Stocker, um die Friedensverhandlung für den jedem begonnen.
 Wer sitzt denn da eigentlich am Tisch und welche Aussichten haben diese Friedensverhandlungen tatsächlich zu einer Befriedung der Situation zu führen?
 Also da kommen wir wieder zum Anfang unseres Gesprächs zurück. Da sitzen die Huthi-Ribellen auf der einen Seite und auf der anderen Seite die Regierung oder was davon noch übrig ist.
 Und was tun die, sie reden miteinander momentan, sie reden nicht über den Frieden, wie das Land mal irgendwie aufgeteilt werden könnte, wie sie da eine mögliche Form der Demokratie, das für Doralismus und so weiter, sondern gar nicht.
 Die reden momentan nur über Gefangenen Austausch, wie kann der logistisch ablaufen und wie gehen wir mit den Verletzten um, gibt es Möglichkeiten, diese Leute auszufliegen.
 Und das wurde jetzt auch schon teilweise getan in den letzten Tagen, kam es ja zu Flügen und so weiter.
 Das ist momentan das, worüber diese beiden Gruppen miteinander reden. Aber also erstmal positiv, dass man sich zusammen gefunden hat, man redet wohl auch direkt miteinander, was eher ungewöhnlich ist.
 Man hat sonst immer über Eck miteinander gesprochen, über UN-Vermittler.
 Also man merkt auch, dass diese beiden Parteien extrem ausgeblutet sind und dieser Krieg ist, ich denke, von keiner Partei zu gewinnen.
 Das hat sich auch in den letzten Jahren deutlich gezeigt, dass es ein Stellungskrieg der eigentlich nur ein Obverkenn, dem ich die Zivilbevölkerung mit das Interessante ist, dass momentan verhandelt wird über verletzte Soldaten, aber es wird überhaupt nicht gesprochen, über eine bis ins Markt getroffenen Zivilbevölkerung, aber das nur am Rande.
 Das heißt, um dort einen nachhaltigen Frieden zu erzeugen, da müssen noch viele Verhandlungen geführt werden und vor allem müssten dann eigentlich noch mehr Mächte mit am Tisch sitzen.
 Aber ich füchte halt, dass die Wünsche oder die Forderung dieser Einzelnen Mächte so groß sind und soweit das aneinanderliegen, dass es ganz schwer ist, da überhaupt ein Komunikä zu schaffen.
 Deswegen bin ich zwar froh, dass man miteinander redet und wirklich vernünftig offenbar miteinander redet, aber es ist noch ein verdammt, verdammt langer Weg.
 Man kann das auch in Teilen durch das Vergleich mit dem Syrien-Konflikt.
 Jetzt hast du ja die Rolle von Saudi Arabien geschildert.
 Der Kronprinz von Saudi Arabiens, würde ich sagen, steht nicht nur unter Verdacht, sondern ihm ist mehr oder weniger nachgewiesen worden.
 Die Ermordung des Journalisten Jamal Kashoggi in Auftrag gegeben zu haben.
 Das war ja ein saudischer Journalist, der für die Washington Post gearbeitet hat und der wurde in der saudischen Konsulat in Istanbul sehr, sehr grausam umgebracht.
 Welche Auswirkung hat dieser Mord an Kashoggi denn für diese Friedenswanderung?
 Ich glaube, das schon auch ein Kertpunkt ist oder ein Bändenpunkt in diesem Konflikt, dass man durch diesen Mord tatsächlich gezwungen wurde im Königshaus einen anderen Kurs einzusschlagen.
 Dieser Krieg war schon immer äußerst kritisch gesehen worden, natürlich auch durch die vielen Zivilen Opfer, die er da gefordert hat.
 Es war ja nie ein populärer Krieg.
 Es ist ein Mann, ich glaube, in diesem Krieg gegangen, in dem Glauben, dass er das da sehr schnell lösen kann in den zwei nahe militärischen Übermacht, die er ja auch hat.
 Es ist ja, glaube ich, eine sehr moderne Armee.
 Aber sie haben sich festgefahren in den Bergen, dass jemen, dass er einen sehr zerklüftet, dass er auch schon beschrieben habe, sind gerilier Krieg, der von oben aus ganz schwer zu führen ist.
 Das heißt, dieser Krieg war von vorne herin immer sehr unpopulär und jetzt kommt noch diese Kashoggi-Geschichte dazu.
 Da war, glaube ich, jetzt klar, das wahrscheinlich auch mit Druck aus den USA, mal ein Zeichen, der setzt werden musste in Richtung Verhandlung.
 Wie sehr sich diese Verhandlung nachher doch noch positiv gestalten, das kann ich jetzt auch nicht beurteilen oder wie große Wille auch seitens der Saudis ist.
 Aber klar ist sie eben auch geworden in den letzten Jahren, dass dieser Krieg eigentlich nur Opfer bringt und keine Gewinn.
 Könnt man ja sagen, wenn die Saudis das Ganze nur machen können und so viel Einfluss nehmen können, weil die USA sie unterstützen mit Waffen und Support,
 dass der Krieg enden würde, wenn die USA sagen würden, wir unterstützen euch nicht mehr, die Saudis.
 Ich bin das skeptisch, weil auch schon intern im Land selber die Gemüter so aufgehazits sind, auch über die Jahrzehnte durch Unrecht, durch Unterdrückung, durch Gewalt, durch Mord.
 Das ist ja einer groß angelegten Verhandlung, bedarf, was ich sehe, Saudi Arabien als ein Teil dieses Konflikts, die, wenn man den bestimmte Zustände machen würden,
 die sich vielleicht da herausziehen, aber es bleiben eben auch noch die Fortschrund von mir beschriebenen. Mindestens drei völlig gegeneinanderlaufenen Kräfte im Jemen und die auch schon zu befrieden ist ausgesprochen schwierig.
 Also ich würde mal sagen, wenn Griffis, der Sonderverhandler oder der Verhandel der Vereinten Nationen, wenn es ihm gelänge einen Friedenschluss da irgendwie hinzukriegen, der auch wirklich hält, dann ist er der Top-Kandidat für den Freens Nobelpreis.
 Ja, das klingt ja nach schwierigen Verhandlungen in Stockholm. Du hast immer außerdem auch schon angedeutet, dass es im Grunde längst gar keine echte Zentralregierung mehr gibt, die es vormals noch im Amt, aber man hat längst nicht mehr die Kontrolle über das Land.
 Würdest du denn vor diesem Hintergrund sagen, dass es überhaupt Aussichten gibt, so wie da sowas wie eine Zentralgewalt zu etablieren, der sich dann auch alle Konflikparteien unterwerfen, sodass das Land als ganzes erhalten bleiben kann oder würde es zu denken,
 dass allenfalls noch ein Losa-Start-Susammenhang von mehrter weniger unabhängig regierten Gebilden sein wird.
 Ich habe mich darüber natürlich auch mit den Leuten im Südjemen unterhalten und gefragt, wie stellt ihr euch eine Zukunft vor?
 Und die sagten eigentlich alle, wir möchten wieder unseren unabhängigen Staat haben, unser eigenes Südjemen.
 Das zum einen, wie stark die wiederum sind, hängt ganz stark natürlich von den feinigten arabischen Emiraten ab, die dann auch ihre eigene geostrategische Superdott unten kochen.
 Die Huthis, das sind ja, vielleicht muss man auch mal klar mal, das sind ja auch Jeminiten.
 Das ist ja nicht irgendein Volk, was da so reingestürmt gekommen ist aus der Wüste oder so, sondern das sind Jeminiten, die möchten halt auch wieder in irgendeiner Form an die Macht, die waren ja früher eben auch sehr mächtig.
 Ich glaube, wenn überhaupt ein Jemin in irgendeiner Form bestehen bleibt, dann kann das nur ganz stark auf föderalen Kräften laufen.
 Oder vielleicht sogar tatsächlich, dass man bestimmte Regionen voneinander trennt und autonome Staaten bildet.
 So in dieser Richtung könnte ich mir einen zukünftigen Jemen vorstellen, ich glaube nicht, dass es eine Zentrarregierung gibt, die quasi für alle spricht, mit der alle zufrieden sind.
 Und dann Friede, vor der Eierkuchen im Jemen herrscht, das entzieht sich meiner Fantasie.
 Vielen Dank soweit.
 Das war im Gespräch mit der Lage der Nation Oliver Rammel, er war Anfang des Jahres als einer der ganz wenigen Journalisten aus dem Westen im Jemen zu besuchen, berichtete unter anderem für ID, TV und Deutschland Radio.
 Ganz herzlichen Dank, dass du bei uns zu Gast warst.
 Sehr gerne.
 Okay, ich würde sagen, damit ist die Lage auch für diese Woche ausführlich, ausführlichst.
 Ja, was hat? Und fast zwei Stunden Lage.
 Vielleicht sind zwei Interviews ein bisschen viel, könnte er auch mal ein bisschen Feedback geben.
 Aber wir lassen es jetzt einfach mal drin. Ich hoffe, es hat euch gefallen.
 Die Lage wurde euch präsentiert von unserem Werbepartner Fort Nutzfahrzeuge und den neuen Transi-Modellen. Wirtschaftlich, Leistung stark und top modern.
 Mehr dazu und da fort, DE.
 Genau, das Schöne ist ja darauf können wir in dieser Stelle noch mal wieder hinweisen, dass man mit modernen Podcast-Playern auch ganz beliebig hin und her springen kann.
 Es gibt so einen Kapitelmarken, die der Philipp auch sehr eifrig und ausführlich setzt. Mit einer Worten, da könnt ihr alle Themen, eure Wahl, anspringen direkt im Podcast und auch mal eins überspringen, falls euch nicht so sehr interessiert.
 Insofern macht es sowieso Sinn, auch da an dieser Stelle noch mal der Hinweis an die höhere Nr. Türa, eine Podcast-App einzusetzen.
 Es geht natürlich auch in anderen Formaten, zum Beispiel als Spotify oder Web, aber mit einem richtigen Podcast-Player ist es doch einfach wesentlich komfortabler.
 Wenn wir euch sehr empfehlen, eine App einzusetzen, dann seht ihr zum Beispiel bei vielen Folgen, auch so mediale Zusatzangebote, zum Beispiel wenn wir über eine Region sprechen, blenden wieder eine Karte ein.
 Und da gibt es noch viele, viele andere schöne Gimics. Insofern Podcast-Player glaube ich gehören auf jedes Smartphone.
 Jetzt machen wir aber klar bezu. Wir hören uns ja schon wieder am Freitag. Wir sind jetzt wieder ein bisschen im Rhythmus. Freitag oder Samstag hier nach Neapfreitag.
 Wahrscheinlich nehmen wir auch da ab und dann wird es dann wieder zu gewohnten Zeit erscheinen. Wir danken euch vor euch, wir danken euch für eure Energie, dass ihr so lange hier durchgehalten habt.
 Freuen uns auf euer Feedback und wünschen euch eine schöne Woche. Bis dann. Tschüss. Ciao!
 Tschüss, ciao!
